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Rechte Bürgerbewegung 


HAMBURG. „Die Deutschen Konser- 
vativen“ um Joachim Siegerist und 
Heinrich Lummer (CDU) planen er- 
neut die Veröffentlichung von Zei- 
tungsanzeigen in verschiedenen 
Bundesländern. Die erste geplante 
Anzeige trägt die Überschrift „Das 
Volk ist oft klüger als das Parlament. 
In der Bibel waren es „die Zöllner“ — 
Heute sind es „die Politiker“. Die An- 
zeige enthält auch einen „Pakt für 
Deutschland“ von „politisch konser- 
vativ“ ausgerichteten Bürgern und 
Werbung für die neue Lummer-Bro- 
schüre „Mehr Mut zum Populismus“. 

Nachdem eine „Einigung der Rech- 
ten“ bislang nicht in Sicht ist, wollen 
„Die Deutschen Konservativen“ nun 
„eine große, konservative Bürgerbe- 
wegung“ aufbauen. Denn „die mögli- 
che Geburt einer konservativen Partei 
bricht niemand übers Knie“, so der 
bereits wegen „Volksverhetzung“ ver- 
urteilte Siegerist. Orientieren will 
man sich dabei an den „großen und 
sehr mächtigen konservativen Bürger- 
bewegungen“ in den USA. „Von au- 
ßen beeinflussen sie die Parteien ganz 
massiv, haben enormes Gewicht ... 
ohne selbst Partei zu sein“. Besonders 
während des Wahljahres will die 
Gruppierung „die Zahl der konserva- 
tiven Freunde und Förderer noch wei- 
ter aufstocken“. hma ı 
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Protestiert wurde zu Wasser und zu Land - Hamburg 27.3.2004 


Proteste gegen erneuten Nazi-Aufmarsch in Hamburg 


Anwohner setzten lautstark 


Zeichen 


Pfeifkonzerte und „Nazis 

Raus!” Rufe begleiteten den 

Aufmarsch von 350 Nazis in 
Hamburg-Winterhude. Das Konzept 
der Polizei, für die Nazis erneut den 
gesamten Stadtteil und damit auch die 
Wehrmachtsausstellung hermetisch ab- 
zuriegeln ging diesmal nicht auf. 


Mit einer kämpferischen und friedlichen 
Demonstration hatten bereits am Vormittag 
knapp 2000 Menschen gegen das öffent- 
lich geduldete Auftreten von Neonazis pro- 
testiert. Die Polizei hatte die antifaschisti- 
sche Demonstration mit einer Vielzahl von 
Auflagen überzogen. So wurde penibel die 
Anzahl der Ordner registriert und jeder zu 
tief gezogene Schal und das Mitführen von 
Seitentransparenten mit dem Stopp der 
gesamten Demonstration quittiert. Zu- 
gleich ignorierte die Polizei alle Vorab- 
sprachen mit den Veranstaltern und beglei- 
tete die Demo im geschlossenen Spalier. 
Es wurde gefilmt und das Filmen selbst 
noch am Endkundgebungsplatz fortge- 
setzt, wo sich die meisten Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer auf dem Boden sitzend 
über die Sonne freuten. 

Gegen den Konfrontationskurs blieb 
selbst die GAL-Bürgerschaftsabgeordne- 
ten Antje Möller machtlos, die vergeblich 
versucht hatte, auf die Polizeiführung 


deeskallierend einzuwirken. Auch die 
grünalternative Fraktionschefin Christa 
Goetsch äußerte Kritik am Verhalten der 
Polizei. Das Hamburger Abendblatt zitiert 
sie in indirekter Rede: Sie habe „die Wehr- 
machtsausstellung am Sonnabend besu- 
chen wollen, sei aber zunächst nicht durch- 
gelassen worden“. 

So erging es zunächst aber fast allen, die 
dem in der taz-hamburg veröffentlichten 
Aufruf der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes — Bund der Antifaschisten 
(VVN-BdA) zum Besuch der Ausstellung 
folgten. Polizeisprecher Reinhard Fallak 
erklärte, warum der im Vorfeld zugesicher- 
te Shuttle-Dienst bereits um 9.45 Uhr wie- 
der eingestellt wurde, wie folgt: „Leider 
haben auch potenzielle Gewalttäter ver- 
sucht, in das abgesperrte Gebiet einzudrin- 
gen. Deshalb wurde sorgfältig kontrolliert. 
Dabei war leider nicht auszuschließen, 
dass Bürger, bei denen nicht eindeutig klar 
war, dass sie nur die Ausstellung besuchen 
wollten, nicht durchkamen.“ 

Fallak vereinseitigt hier mit einer unver- 
schämten Selbverständlichkeit den polizei- 
lichen Auftrag, der neben allen möglichen 
Sicherheitsaspekten eben auch die Ermög- 
lichung des freien Zugangs zur Ausstel- 
lung für „potenziell alle Besucherinnen 
und Besucher“ beinhaltete. Man stelle sich 


nur einmal vor, dass im Zuge einer 
— 


Demonstration von Lumpen und Habe- 
nichtsen und in Folge einer polizeilichen 
Gefahrenprognose der Einfachheit halber 
ein Empfang der Schönen und Reichen 
einfach dicht gemacht würde?! 

Trotzdem ging das Polizeikonzept, 
den gesamten Stadtteil wie am 31. Januar 
weiträumig abzusperren diesmal nicht 
auf. Hatten zu Jahresbeginn vornehmlich 
Antifaschisten „von außerhalb“ das Bild 
bestimmt, plakatierten und agierten dies- 
mal die Bewohnerinnen und Bewohner 
selbst: „Während es am 31. Januar erst 
totenstill auf den Straßen war und die 
wenigen Anwohnerinnen sich kaum ge- 
gen das Nazigeschrei wehren konnten, 
war jetzt mehr los, und gemeinsam konn- 
ten wir das Ohnmachtgefühl aufbre- 
chen“, meinte die Initiatorin der Stadt- 
teilinitiative. 

Im Verlauf des Tages gelang es 
schließlich noch vielen Antifaschisten, 
irgendwie einzusickern, sodass dem mit 
mehrstündiger Verspätung auftauchenden 
Nazipöbel zumindest lautstark Paroli ge- 
boten werden konnte. An vielen Fenstern 
hingen Plakate, auf einem Balkon spielte 
eine Sambagruppe und wiederholt mus- 
ste die Polizei blockierende Gegende- 
monstranten von der Fahrbahn räumen. 
4400 Polizeibeamte, sechzehn Wasser- 
werfer und diverse Bürgerkriegspanzer 
sicherten den Gespensterzug durch die 
Jarresstadt — wobei wenigstens die Was- 
serwerfer- und Schlagstockeinsätze dies- 
mal ausblieben. 

Noch am 31. Januar trat Thomas Wulf 
(Freie Nationalisten) als Organisator der 
Nazidemo auf. Diesmal war es Christian 
Worch für das „Nationale und soziale 
Aktionsbündnis Norddeutschlands“ 
(NSAN), der im Gespann mit dem Fa- 
schistenanwalt Jürgen Rieger auflief. 
Worch und Wulf repräsentieren zwei ri- 
valisierende Lager des militanten Neofa- 
schismus: Während Wulff versucht, 
durch eine Unzahl von Kleindemonstra- 
tionen (letztes Jahr 34) einen Gewöh- 
nungseffekt in der Bevölkerung zu schaf- 
fen, behauptet Worch, die „Kameraden 
würden dadurch verheizt“, und bevorzugt 
wenige und gut organisierte Großaufmär- 
sche. 

Die spärliche Teilnahme von weniger 
als der Hälfte der angemeldeten eintau- 
send Nazis dürfte die ohnehin angegriffe- 
ne Position Worchs weiter untergraben, 
zumal alle in den vergangenen Wochen 
verübten Aktionen gegen die Ausstellung 
(Stinkbombenanschlag, Störung von Ver- 
anstaltungen sowie faschistische Straßen- 
aktionen in Bergedorf, Wandsbek und der 
Innenstadt) allesamt vom Norddeutschen 
Aktionsbüro um Thomas Wulff zu ver- 
antworten sind. 

Erwartungsgemäß verstieß auch der 
zweite Naziaufmarsch innerhalb von acht 
Wochen gegen eine Vielzahl rechtlicher 
und polizeilicher Bestimmungen, ohne 
dafür belangt zu werden. Ununterbrochen 
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wurde „Ruhm und Ehre der Wehrmacht“ 
skandiert, eine unverkennbare Analogie 
zu „Ruhm und Ehre der Waffen-SS“, des- 
sen Verwendung explizit per Auflage ver- 
boten war. Die Frankfurter Rundschau zi- 
tiert Jürgen Rieger mit den Worten: „In 
den 50ern hätte man die Ausstellung kurz 
und klein geschlagen, und Reemtsma 
wäre am nächsten Baum aufgehängt wor- 
den“. Schließlich schloss der Abschluss- 
redner Michael Burkhard sein Gebrülle 
mit den Worten „Heil dem Nationalen 
Widerstand“. „Danach erklang aus fast 
vierhundert Kehlen die deutsche Natio- 
nalhymne in allen drei Strophen (Anm.: 
verbotenes Symbol) bevor die Veranstal- 
tung“, laut Worch „beendet wurde.“ 

Auf diese Weise verherrlichen die Fa- 
schisten den national- ai 
sozialistischen Völ- © 
kermord und „glorifi- 
zieren und verharmlo- 
sen die Wiederbele- 
gung der nationalso- 
zialistischen Regie- % 
rung, ihre Organisa- 
tionen sowie verbote- 
ner Parteien und Ver- 


eine einschließlich 
deren Ersatz- oder 
Nachfolgeorganisa- % 


tionen“ (strafbar nach 
$ 130 Abs. 3 Stgb). 
Sie bedrohten Jan- 
Phillip Reemtsma und alle überlebenden 
Opfer durch Statements wie: „Deutsch- 
lands Jugend ist angetreten, um die Ehre 
unserer Soldaten zu schützen und die Lü- 
gen der Reemtsma-Clique (...) zu durch- 
brechen. Wer mit dieser Lüge lebt, muss 
die Wahrheit fürchten! In diesem Sinne 
soll dem Deutschenhasser Reemtsma 
während der letzten Station in Hamburg 
das Fürchten gelehrt werden!“ 

Trotzdem sahen die Hamburger Behör- 
den keinen Grund einzugreifen, und die 
VVN unterlag mit ihren Argumenten 
auch auf dem Rechtsweg. Erst wider- 
sprach das Oberverwaltungsgericht dem 
Eilantrag auf Verbot des Aufzuges per 
Eilverfahren (gem. $ 130 Abs. 3 StGB). 
Dann stellte das Bundesverfassungsge- 
richt darauf ab, dass die Klägerin — die 
Auschwitzüberlebende Esther Bejarano — 
als Einzelperson keinen Antrag auf De- 
monstrationsverbot habe stellen dürfen. 
Demgegenüber hatte die Anwältin Ga- 
briele Heinecke für die heute 79-jährige 
Shoa-Überlebende sowie die klagefüh- 
rende VVN-BdA inhaltlich argumentiert: 
„Das mit der Demonstration verfolgte 
Ziel ist — bereits zum Zeitpunkt der An- 
meldung erkennbar - nicht eine abstrakte 
Meinungsäußerung, die der Person 
Reemtsma Lügen vorhält. Das Ziel ist die 
offensichtliche Volksverhetzung durch 
Leugnung des Inhalts der Ausstellung 
„Verbrechen der Wehrmacht. Dimensio- 
nen des Vernichtungskrieges 1941 - 


1944“ und damit des Holocausts und der 
Verbrechen der Wehrmacht.“ 

Das zudem besonders aggressive Auf- 
treten zeigte sich bereits am Donnerstag- 
abend, wo 35 NSAN-Anhänger eine Ver- 
anstaltung mit Jan Philipp Reemtsma in 
der Evangelischen Akademie am Damm- 
tor störten. Sie stürmten den Saal, zeigten 
ein Transparent: „Reemtsma lügt — Wahr- 
heit siegt!“ und skandierten „Lügner, 
Lügner!“ Die Polizei schritt nicht ein. 

Als Fazit bliebe zunächst die erfolgrei- 
che Kleinarbeit der Stadtteilinitiative 
festzuhalten, der es immerhin gelang, bis 
in den Kirchenkreis Alt Hamburg und die 
Bezirksversammlung-Nord hineinzuwir- 
ken. So gelang es, die pauschale Diffa- 
mierung und polizeiliche Vollabsperrung 


des gesamten Viertels zu unterlaufen. Zu- 
sammen mit dem von Künstlern und Zeit- 
zeugen gemeinsam verfassten „Aufruf 
zum Besuch der Ausstellung“ gelangten 
schließlich doch noch mehrere hundert 
Menschen an den Ort des Geschehens. 
Leider gelang es dort nicht, so viel 
Druck zu erzeugen, dass der Naziauf- 
marsch verkürzt werden musste. Ein 
Grund liegt in der Schwäche organisierter 
Antifaschisten, die über und im Streit mit 
den Antideutschen zur Zeit weitgehend 
paralysiert sind. Die schwache Beteili- 
gung autonomer und unabhängiger Anti- 
fagruppen auf der Demo wie auch die 
Kleinstkundgebung von Bad Weather 
zeigen den tiefen Riss, der, wenn auch 
nicht überwunden, doch zumindest auf 
Verfahrensebene geregelt werden muss. 
Enttäuschend fiel auch der inzwischen 
ritualisierte Eiertanz des DGB aus, der 
zwar die Demonstration „unterstützte“, 
aber dann nichts unternahm und noch 
nicht mal als Unterstützer in einem An- 
zeigentext genannt werden wollte. Ent- 
täuschend, nein als katastrophal zu be- 
zeichnen ist das Verhalten des Hambur- 
ger Institutes, dass sich nicht willens und 
in der Lage zeigte, den Zugang zur Aus- 
stellung öffentlich und wirkungsvoll ein- 
zufordern und das sich meines Erachtens 
nach eine gefährliche Verharmlosung des 
Neonazismus vorhalten lassen muss. 
Wolfram Siede I 
Bilder auf Seite 1,2 und 7: kun, scc 
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Rechtes Festival in Wels 


ÖOBERHAUSEN/WELS. Das vom Buch- 
und Musikverlag Werner Symanek für 
den 23.-25. April geplante Festival auf 
einem Schloss bei Wels in Österreich 
nimmt konkrete Formen an. „Wir er- 
obern auf musikalisch künstlerischem 
und publizistischem Weg genau den Bo- 
den zurück, den Sozialisten und Kom- 
munisten sich nach jahrzehntelanger 
Seilschaften sicher glaubten“, heißt es in 
Werbung für das 4. VAWS-Festival. 
Symanek, bis in die 90er Jahre für das 
neofaschistische Monatsblatt „Unabhän- 
gige Nachrichten“ tätig, kündigt darin 
Künstler aus Deutschland, Italien, Un- 
garn, USA, Österreich und Rußland an 
Darunter befinden sich auch so einschlä- 
gig bekannte Gruppen wie „Forthcoming 
Fire“, „Allerseelen“ und „Von Thron- 
stahl“. Zubringerbusse sollen die Teil- 
nehmer des rechten Festivals aus Ham- 
burg, Berlin, München und Linz zum 
Veranstaltungsgelände schaffen. 

hma u 


DVU will kandidieren 


MÜNCHEN. Die „Deutsche Volksunion“ 
(DVU) um den „Nationalzeitungs“-Her- 
ausgeber Gerhard Frey kündigt ihre Kan- 
didatur bei den Landtagswahlen in Bran- 
denburg und Sachsen sowie zur Kommu- 
nalwahl in NRW an. Die DVU will in 
Brandenburg, wo sie im Landtag sitzt, 
und in Dortmund, wo sie im Stadtrat ver- 
treten ist, die Zahl ihrer Mandate ausbau- 
en. Auch in Stolberg bei Aachen, wo die 
DVU bei den letzten Kommunalwahlen 
in den Rat einzog, will sie wieder kandi- 
dieren. Ihr dortiger Stadtrat Willibert 
Kunkel ist mittlerweile zur NPD überge- 
treten und dort u.a. als Kreisvorsitzender 
aktiv. hma 


VdK-Präsident auf 
Abwegen? 


Maınz. Bei einer Demonstration des 
„VdK“ am 10. März in Mainz unter dem 
Motto „Was zählt, ist unsere soziale Si- 
cherheit“ haben die sog. „Republikaner“ 
nach Eigenangaben „über tausend“ Zei- 
tungen mit dem Titel „Zeit für Protest“ 
verteilt, in der sich VdK-Präsident Wal- 
ter Hirrlinger zur sozialen Schieflage in 
unserem Land interviewen lässt. Trotz 
ausgeprochener Platzverweise gegen die 
„Republikaner“ setzten diese ihre Ver- 
teilaktion fort. hma WM 


Haussuchung bei Ulfkotte 


FRANKFURT. Die Frankfurter Staatsan- 
waltschaft hat Ende März die Privat- und 
Büroräume des Buchautors Udo Ulfkotte 


wegen des Verdachts der Bestechung p 


von Polizeibeamten und des Geheimnis- 
verrats durchsucht. Nach Auffassung der 
Staatsanwaltschaft enthalten die Veröf- 
fentlichungen Ulfkottes vertrauliche In- 


formationen. Ulfkottes Bücher u.a. über ges 


den islamischen Fundamentalismus wur- 
den bei der politischen Rechten heftig 
begrüßt. Die Wochenzeitung „Junge 
Freiheit“ interviewte ihn ebenso wie die 
Zeitschrift „Der Selbständige“ des „Bun- 
des der Selbständigen“ in NRW. Noch 
im vergangenen Jahr nahm Ulfkotte an 
einer Veranstaltung des „Bundes der 
Selbständigen“ teil, auf der auch der 
Bundestagsabgeordnete Martin Hoh- 
mann (CDU) sprach. 


Erster Mai nazifrei! 


BERLIN. Am 1. Mai soll der zentrale Na- 6) 


ziaufmarsch der NPD/Freie Kamerad- 


hma . 


schaften unter dem Motto „Volksge- s heidung re 


meinschaft statt Globalisierungswahn“ 


in der Hauptstadt stattfinden. Dagegen 


hat sich ein Bündnis aus antifaschisti- 


schen und antirassistischen Gruppen ge- 


gründet, dessen Ziel es ist, den Auf- 
marsch durch eine große Demonstration 
und dezentrale Aktionen zu blockieren 
und zu verhindern. Der 1. Mai ist, neben 


den sog. „Heldengenkfeiern“ und Auf- 


märschen gegen die Wehrmachtsausstel- 


lung, inzwischen zu einer festen Pla- 


nungsgröße im Terminkalender für 
bundesweite Naziaufmärsche geworden. 


So werden in Berlin diesmal bis zu 3000 


Weitersenden wird der aber i in . 
dem Fall, ob mit Subvention oder ohne, 
es ee lässt u u... 


Faschisten aus dem Aus- und Inland er- v V\ 


wartet. Das kann nicht hingenommen 
werden! Rechtsextreme Ideologien und 
deren Protagonisten müssen öffentlich in 
die Schranken gewiesen werden, um für 
die Zukunft solche Großaufmärsche zu 


verhindern. Die Antifa-Demo beginnt _ i 
mit einer Auftaktkundgebung um 10.30 


Uhr am U-Bahnhof 
Platz/Berlin-Friedrichshain. 
Weitere Infos unter: 


Strausberger 


www.mai-berlin.devul h 


Dänische Nazis weiter auf 
Sendung 


KOPENHAGEN. Seit Jahren wird in Däne- 
mark nationalsozialistische Radiopropa- 


ganda staatlich subventioniert, „Radio € 


Oasen“ heißt der Sender, der vom Vorsit- 
zenden der „Dänemarks Nationalsozia- 
listischer Bewegung“ (DNSB), Jonni 
Hansen verantwortet wird. Die DNSB 
tritt in Dänemark als politische Partei 
auf, beteiligt sich an Wahlen und „sieht 


es als ihre Mission an“, so die Selbstdar- . 5 
stellung, „die Ideen von Adolf Hitlersna- 


tionalsozialistischer Bewegung fortzu- 
setzen und weiter zu entwickeln“. 
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die Behinderung der Arbeit der VVN- 
BdA seit vier Monaten an. kun 
weitere Infos unter 
http:/Iwww.nrw.vvn-bda.de/ 
texte/0024_mittenwald_2004.htm 


Findet rechtsextremes 
Konzert doch statt? 


WoLrsBuRG. Nachdem das für das 
Osterwochenende geplante rechtsextre- 
me Konzert im Wolfsburger Stadtteil 
Sandkamp nach Protesten von zahlrei- 
chen Initiativen und Organisationen, 
vom Wirt des Veranstaltungsortes abge- 
sagt wurde, kündigen nach Informatio- 
nen der Arbeitsstelle Rechtsextremismus 
und Gewalt die Veranstalter nun an, das 
Konzert an einem geheimgehaltenen Ort 
„in der Region“ stattfinden zu lassen. 

Die Arbeitsstelle Rechtsextremismus 
und Gewalt appelliert deshalb an alle Be- 
treiber von Veranstaltungsorten und an 
alle Wirte in der Region, ihre Räume 
nicht für rechtsextreme Veranstaltungen 
und Konzerte zur Verfügung zu stellen: 
„Oft werden solche Konzerte als private 
Geburtstagsfeiern, Hochzeiten oder ähn- 
liches getarnt. Fragen sie deshalb genau 
nach, wenn sie insbesondere für den 10. 
April eine Anfrage für ihre Räumlichkei- 
ten bekommen.“ 

Die Arbeitsstelle Rechtsextremismus 
und Gewalt der Bildungsvereinigung Ar- 
beit und Leben hat eine Hotline (Tel. 
0531-1233634 oder per Mail: info@ 
arug.de) eingerichtet, bei der man sich 
über das Thema Rechtsextremismus be- 
raten und informieren kann. 

Arbeitsstelle Rechtsextremismus und 
Gewalt, info@arug.de - www.arug.de I 


Die NPD zieht sich zurück! 


FRANKFURT. Die NPD hat ihre für den 3. 
April angekündigte Demonstration abge- 
sagt. Zumindest in Frankfurt fällt ihr 
Kampf für „Volksgemeinschaft statt 
Klassenkampf“ aus. Es bleibt unklar, 
was der Hintergrund dieser Absage ist. 

Die NPD gibt bekannt, mit der ihr zu- 
gewiesenen Demonstrationsroute im Be- 
reich Rödelheim / Hausen unzufrieden 
zu sein, aber keine Möglichkeit zu sehen, 
gegen diese Route vorzugehen. Wie ver- 
lautet, muss es aber auch Probleme mit 
der Mobilisierung im Lager der Nazis 
gegeben haben. Von erwarteten zwei 
Bussen war die Rede. 

Wie dem auch sei — zunächst einmal 
bleibt der Bevölkerung von Hausen und 
Rödelheim ein Naziaufmarsch erspart, 
den die Stadtoberen ihnen, offenbar ohne 
selbst in den Magistratsparteien darüber 
vorher mit den Betroffenen gesprochen 
zu haben, vor die Haustür setzen wollten 
(vgl. FR, 25. März, S. 39 — Protest der 
CDU-Fraktion des zuständigen Ortsbei- 
rats). Es bleibt bei dem Skandal, dass der 
vom Viererbündnis geführte Magistrat 
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allen Bitten verschiedener Seiten zum 
Trotz bereit war, der NPD ohne jeden ju- 
ristischen Widerstand eine Demonstra- 
tion zu genehmigen, — die mit der Parole 
„Volksgemeinschaft statt Klassenkampf“ 
ausdrücklich auf nationalsozialistische 
Terminologie zurückgreift, für die mit 
Thorsten Heise ein Redner aus dem Be- 
reich der Freien Nationalisten benannt 
wurde, der wegen Landfriedensbruch, 
Nötigung und Körperverletzung im Zu- 
sammenhang mit faschistischen Akti- 
vitäten vorbestraft ist. (...) 

Wir nehmen den Rückzug der NPD 
mit Freude zur Kenntnis und empfehlen 
ihr, ihre alte Parole aus den 70er Jahren 
auch künftig zu beherzigen: Nie wieder 
Frankfurt! Anti-Nazi-Koordination 


Ein Prozent entschädigt 


Opfer medizinischer Versuche des Nazi- 
Regimes erhalten seit Ende März Ent- 
schädigungszahlungen über die Interna- 
tionale Organisation für Migration. Die 
IOM hatte 41000 Anträge auf Entschädi- 
gung geprüft und davon 971 nicht-jüdi- 
schen Opfern einmalig 4240 Euro zuer- 
kannt. Das Geld stammt aus dem Fonds 
der deutschen Stiftung „Erinnerung, Ver- 
antwortung und Zukunft“. Außer Opfern 
medizinischer Experimente werden laut 
IOM Menschen entschädigt, die als Kind 
in einem Zwangsarbeiter-Kinderheim 


“ Eine hal- 
be Million 
Men- 
schen de- 


gen $ozi- 
alabbau 
in der 
Bundes- 
republik. 
IN Auch in 
anderen 
europäi- 
schen 
Länder 
gingen 
Tausende 
an die- 
sem Ak- 
tionstag, 
den das 
Europäi- 
sche Sozi- 
alforum 
im letzten 
Jahr be- 
schlossen 
hatte, 

, auf die 

& Straße. 


untergebracht waren sowie Eltern, deren 
Kinder in einem solchen Heim starben. 
In Deutschland erhielten 137 Opfer der 
Nationalsozialisten eine Entschädigung. 

Insgesamt stehen in dem Fonds den 
Angaben zufolge 25,5 Millionen Euro 
zur Verfügung. Daraus sollen auch so ge- 
nannte Sonderrechtsnachfolger von etwa 
150 inzwischen verstorbenen Opfern 
Geld erhalten. Dem Euthanasiepro- 
gramm der Nazis (Aktion T4) fielen mehr 
als 70.000 Menschen zum Opfer. Der so- 
genannten „wilden“ Euthanasie vom 
Herbst 1941 an noch einmal schätzungs- 
weise 50.000. Menschen. Damit erreicht 
die Quote der Entschädigungszahlungen 
gerade einmal ein Prozent dieser Qpfer- 
gruppe. kun 


Keinen Pfennig, keinen Cent 


Rom. Eine schwere juristische Niederla- 
ge hat die Bundesrepublik Deutschland 
in Italien erlitten. Laut Auffassung des 
römischen Kassationsgerichts sind die 
gegen Berlin gerichteten Entschädi- 
gungsforderungen ehemaliger italieni- 
scher Zwangsarbeiter einklagbar und 
dürfen in Italien nicht zurückgewiesen 
werden. Anderslautende Urteile, die 
Deutschland wegen angeblicher „Staa- 
tenimmunität“ von den Folgekosten sei- 
nes NS-Erbes freistellten, wurden kas- 
siert und an die Heimatorte der Be- 

weiter auf Seite 6 


Mit einem gewaltsamen Poli- 
zeieinsatz hat die Messelei- 
tung der Leipziger Buchmesse 
am Samstag, den 27.3.2004 den Ver- 
leger Dietmar Koschmieder (Verlag 
8. Mai Berlin) als Sprecher einer De- 
monstration gegen die Präsenz der 
Bundeswehr als einer der größten 
Einzelaussteller wie einen Kriminel- 
len behandelt. 41 Autoren (darunter 
Peter Handke, Kerstin Hensel, Her- 
mann Kant, Harry Rowohlt, Gerhard 
Zwerenz) und Verlage (u.a. Argu- 
ment, Eugenspiegel/ Das Neue Ber- 
lin, Nautilus, Ossietzky, PapyRossa) 
hatten zuvor bei der Messeleitung 
gegen die „Privilegierung eines bran- 
chenfremden Ausstellers” protestiert. 


In dem Appell, die Bundeswehr zukünf- 
tig nicht mehr zur Buchmesse zuzulas- 
sen, heißt es: „Die massive Präsenz die- 
ser Institution führte schon im vergange- 
nen Jahr zu Protesten von Ausstellern, 
Autoren und Besuchern. Die Bundes- 
wehr stellt keine Bücher aus, sondern 
nutzt die Messe, um für ihr neues Kon- 
zept weltweiter Militäreinsätze be- 
sonders unter Jugendlichen und Lehrern 
zu werben.“ 

Im Sinne dieses Appells zogen am 
Samstag mittag über 200 Verleger, Auto- 
ren und Besucher gemeinsam (...) vor 
den Stand der Bundeswehr, wo Kosch- 
mieder als Sprecher der Demonstrantin- 
nen und Demonstranten den Appell über 
Handmegaphon vortrug und erläuterte. 

Eine Gruppe von Feldjägern stürzte 
sich ohne Vorwarnung auf Koschmieder, 
und zahlreich bereitstehende Polizeibe- 
amte fesselten ihn an Händen und Füßen 
- angeblich zu seinem eigenen Schutze. 
Dabei erlitt er eine Handverletzung. 

Beamte rissen ihn zu Boden und knie- 
ten sich auf ihn. Feldjäger in Zivil ver- 
suchten, Pressevertreter und Fotografen 
abzudrängen, und bedrohten sie. Umste- 
hende Besucher und Demonstranten rea- 
gierten empört und riefen in Sprechchö- 
ren: „Bundeswehr raus!“ 

Die Messeleitung übernahm später 
gegenüber Koschmieder ausdrücklich 
die Verantwortung für den Polizeieinsatz 
und erteilte ihm und dem Verlag zu- 
nächst Hausverbot. Nach Beratung wur- 


OÖstermärsche. 


Da ein Überblick über die Fülle von 
Aktionen der Friedensbewegung 
an den Ostertagen den Rahmen 
dieses Heftes sprengen würde, 
möchten wir auf die Website 
 www.ostermarsch.info 
hinweisen. Die Friedenskooperati- 
ve Bonn hat diesen Service bereit 
gestellt und sämtliche bekannten 
Termine dortveröffentiche. _ 


Polizeigewalt auf 
Leipziger Buchmesse 


Erklärung von Ausstellern der Buchmesse Leipzig zu 
Polizeigewalt gegen Demonstranten 


« 


de das Hausverbot bis Montag ausge- 
setzt. Begründet wurde das Hausverbot 
mit angeblicher Gefährdung von Leib 
und Leben der Messebesucher. 

An den Messeständen mehrerer Verla- 
ge unterschrieben bis zum 28.3. bereits 
weit über 1000 Verleger und Verlagsmit- 
arbeiter, Buchhändler und Besucher — 
darunter auch mehrere Angehörige der 
Bundeswehr — den oben zitierten Appell 
an die Messeleitung. 

Die provokative Präsenz der Bundes- 
wehr — sie wendet sich in unmittelbarer 
Nachbarschaft zu Comic-Verlagen 
hauptsächlich an Jugendliche, die zu ei- 
nem Weltregierungsspiel eingeladen und 
dabei an militärische Konfliktlösung 
(einschließlich Atomwaffeneinsatz) her- 
angeführt werden — veranlasste bei der 
vorjährigen Buchmesse den ostdeut- 
schen Scheunen-Verlag zu der Ankündi- 
gung, der Buchmesse 2004 fernzublei- 
ben, falls die Bundeswehr wieder zuge- 
lassen werde. 

Der Verlag machte diese Ankündi- 
gung im Einvernehmen mit seinen Auto- 
ren wahr. Der friedliche Literaturaus- 
tausch ist also schon auf der diesjähri- 
gen Buchmessebeeinträchtigt. Der skan- 
dalöse Vorfall von Samstag zwingt zu 
Überlegungen, verstärkt auf die Messe- 
leitung einzuwirken, damit die Bundes- 
wehr nicht weitere Siege über die Lite- 
ratur erringt. 

Leipzig, den 28.3.2004 I 
Erstunterzeichner: Eckart Spoo, Verlag Ossietzky; 
Matthias Oehme, Eulenspiegel - Verlagsgruppe 
Das Neue Berlin; Dr. Klaus-P. Anders, Märki- 
scher Verlag; Kai Homilius, Kai-Homilius-Ver- 


lag; Jürgen Harrer, PapyRossa-Verlag 
Bis zum Redaktionsschluss der „junge Welt“ la- 


gen folgende weitere Unterschriften unter die Er- 
klärung vor: Michael Baiculesan, Verlag Mandel- 
baum; Dinu Popa, Popa Verlag, Frankfurt/Main; 
Wieser Verlag Klagenfurt; Folie Verlag Wien; IG 
Autorinnen/Autoren Wien; Natalic Tornai, NP 
Buchverlag; Dr. A. Lellek, Löckerverlag, Wien; 
Christian Winzer, Album Verlag Wien; Wilhelm 
Gülcin, Zeitungsverlag Freitag; Dipl.Kfm. Ale- 
xander Hutzier, Grafik Werkstatt Bielefeld; Han- 
nes Hofbauer, Promedia-Verlag; V. Schmidt; VG 
EFMD, Erfurt; Herbert Stascheit, GNN-Verlag 
und Schkeuditzer Buchverlag; Bärbel Stascheit, 
GNN-Verlag; Olaf Koppe, Neues Deutschland, 
Berlin; Vera Seehausen, Argument, Berlin/Bü- 
cher-Frauen e.V., Berlin; Joachim Schmidt von 
Schwind, Schmidt von Schwind-Verlag, Verlag 
für Hörbuch und Buch, Köln; Andreas Peter, Gu- 
ben; Wolfgang Kettler, Neuenhagen; Margot 
Prust/Inge Bärisch, Findling Verlegerinnen, Neu- 
enhagen; Jürgen Repschläger, Antiquariat Walter 
Markov, Bonn; Esther Winkelmann, Antiquariat 
Walter Markov, Bonn; Kustina, tageszeitung, 
Berlin; Simons, tageszeitung, Berlin; Fröba, 
Transit-Verlag; Seikat, Transit-Verlag; Ines Schä- 
fer, SOVA; Heiko Stalzer, SOVA; Helmut Rich- 
ter, Christine Krauss, Karl Dietz Verlag Berlin; 
Jörn Schütrumpf, Verlag Das Blättchen, Berlin, 
Verlag Dr. Bussert & Stadeler, Jena; Dr. Bernd 
Drucke, Verlag/Redaktion Graswurzelrevolution; 
Adolf Bademann, Garbe/Nürnberg; Ellen Kinkel, 
Garbe/Nürnberg; Matthias Berger, Schöneworth 
Verlag, Hannover; Rohde, VFLL; Maria Glus- 
gold, Revonnah Verlag Hannover; Stefan Maech- 
ler, Maechler-Verlag; P. Schaeder, Maecher-Ver- 
lag/Illustrator; Sigurd Goldenbogen, ddp Golden- 
bogen; Arne Drews, Revonnah-Verlag Hannover; 
Katrin Hermann, Interdruck Berger GmbH, Han- 
nover; Ronald Koch, Zambon Verlag, Frank- 
furt/Main; Michell Gyo, Verlag Neue Kritik, 
Frankfurt/Main; Birgit Hiller, Verlagshaus Hilby, 
Stade; Thomas Hiller, Verlagshaus Hilby, Stade; 
Christiane Krause, Bremen; Christiane Lang, 
Aviva-Verlag, Berlin; Claudia Reinhardt, Berlin; 
Karin Kramer, Karin Kramer Verlag, Berlin; B. 
Jürgs, Aviva-Verlag, Berlin; C. Ebeling, Nauti- 
lus-Verlag, Hamburg; Joachim Jahn, Dingsda- 
Verlag, Querfurt; Angelika Kleinfeld, Klat- 
schmohn-Verlag, Bentwisch; Bergmann, Trikont- 
Verlag; Britta Wollenweber, Wostock-Verlag Ber- 
lin; Dr. Michael Fisch, Parthas-Verlag, Berlin; 
Jürgen Nowak, Zeitschrift Eulenspiegel, Berlin 
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schwerdeführer zurückverwiesen. Damit 
sieht sich Berlin einer weiteren Prozess- 
serie gegenüber, in der Nazi-Opfer meh- 
rerer europäischer Staaten Kompensatio- 
nen für das an ihnen verübte Unrecht 
verlangen. mehr unter 
http://www.german-foreign-policy.com/ 
de/news/article/1080770400.php I 


Stammen angebliche isla- 
mistische Drohungen von 


Rechtsextremisten? 
FRANKREICH. Im Vorfeld der französi- 
schen Regionalparlamentswahlen wurde 
vielfach befürchtet, dass die Terrorangst 
— unter anderem nach den blutigen At- 
tentaten von Madrid — der extremen 
Rechten zugute kommen könnte. 

Das war nun allenfalls in sehr be- 
grenztem Maße der Fall, da die extreme 
Rechte im Wesentlichen auf jenem Ni- 
veau abschnitt, das ihr seit Monaten vor- 
hergesagt worden war. In der Woche vor 
dem ersten Wahlgang stieß eine bisher 
unbekannte Gruppe der „Diener Allahs 
des Mächtigen und Weisen“ briefliche 
Drohungen gegen Frankreich aus; dem- 
nach werde sie das Land in „Schrecken 
und Reue“ (gemeint ist: Reue über das 
jüngst verabschiedete Gesetz zum Kopf- 
tuchverbot für Schülerinnen) stürzen. 
Diese Trittbrettfahrer, die sich fünf Tage 
nach den Terroranschlägen in Spanien zu 
Wort meldeten, sind nach inzwischen ge- 
reifter Ansicht der Ermittlungsbehörden 
im rechtsextremen Bereich anzusiedeln. 
Tatsächlich ähneln viele der in dem 
Schreiben benutzten Formulierungen 
solchen, die in vorangegangenen rund 30 
Drohbriefen an lokale und regionale Be- 
hörden auftauchen, die aus dem rechts- 
extremen Bereich stammen. Und das 
Schreiben der Pseudoislamisten enthält 
eine — vorgeblich ironische — Bezugnah- 
me auf Charles Martell, der im Jahre 732 
christlicher Zeitrechnung vor Poitiers die 
Araber zurückschlug und die Ausbrei- 
tung des Islam von Südeuropa her zum 
Stehen brachte. Ein Teil der extremen 
Rechten hat in den letzten Jahren Charles 
Martell zum politischen Gebrauch 
wiederentdeckt. Der Chef der vom FN 
abgespaltenen Splitterpartei MNR (Mou- 
vement national r&publicain) hielt zu An- 
fang des Jahrzehnts mehrfach Partei- 
kundgebungen auf dem angeblichen 
historischen Schlachtfeld in der Nähe 
von Poitiers ab. BhS, Paris 


FPÖ hetzt 


WiEn. FPÖ-Generalsekretärin Magda 
Bleckmann möchte ihren Kameraden of- 
fensichtlich beweisen, dass auch sie 
rechte Hetze so richtig gut drauf hat: In 
einer klassisch revisionistischen Umkeh- 
rung warnte sie ausgerechnet mit der 
antifaschistischen Parole „Wehret den 
Anfängen“ vor der — diskutierten — Ein- 
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Frankreich: 


Jahresbericht 2003 über 
Rassismus und Antisemitismus 


 Parıs. Am Donnerstag, 1. April 
legte die französische Nationale 
Beratungskommission für Men- 
schenrechte (CNCDH), die als unabhän- 
giges Gremium dem Premierminister zu- 
arbeitet, ihren Jahresbericht vor. Seit den 
Achtziger Jahren veröffentlicht die 
CNCDH alljährlich um diese Zeit, meist 
Ende März, ihren Report, der als Zu- 
standsbericht für die französische Gesell- 
schaft gelten kann. Das Dokument nimmt, 
wie gewohnt, eine Bestandsaufnahme 
über den Rassismus und den Antisemi- 
tismus in der französischen Gesellschaft 
vor. Dabei erscheinen beide als komple- 
mentäre Phänomene. 

Der Jahresbericht für 2003 verzeichnet 
für das zurückliegende Jahr insgesamt 
817 Gewalttaten und -drohungen. Das 
widerspiegelt einen Rückgang gegenüber 
dem 2002 erreichten Rekordniveau 
(1313), aber noch immer einen starken 
Anstieg gegenüber dem voran gegange- 
nen Jahrzehnt: 1990 wurden 189 solcher 
Straftaten verzeichnet, 1995 waren es 
614. 

Von den Gewalttaten und -drohungen 
richten sich 72 Prozent oder 588 Strafta- 
ten (463 Bedrohungen und 125 Gewaltde- 
likte) gegen französische Juden; im Jahr 
2002 waren es 932 gewesen. Von 70 per- 
sönlichen Aggressionen gegen jüdische 
Menschen betrafen gut 30 Schulkinder 
oder Jugendliche. Dabei kommen aber die 
Täter selten aus der sprichwörtlichen Mit- 
te der Gesellschaft, sondern eher aus ihren 
Randbereichen: Eine nicht näher genann- 
te Anzahl sind Immigranten; in rund 10 
Prozent (2003) bis 15 Prozent (2002) der 
Fälle wurden französische Rechtsextre- 


misten als Täter identififiziert. Weiter in 
bürgerliche Kreise hinein verbreitet sind 
rassistische Denkformen gegen Immi- 
granten aus der Dritten Welt, vor allem 
gegen Araber. Besonders hervor hebt die 
CNCDH den spezifischen Rassismus ge- 
gen Algerier, der aus der französischen 
Kolonialgeschichte erklärbar ist. Bei einer 
Befragung durch die Kommission ant- 
worteten 45 Prozent, Moslems seien im 
Prinzip nicht integrierbar, sondern blieben 
in erster Linie Moslems — während 44 
Prozent es für möglich erklären, zugleich 
Franzose und Moslem zu sein. Jüdische 
Menschen sehen 25 Prozent in erster Li- 
nie als Juden, während 56 Prozent der 
Antwortenden sie zugleich als Juden und 
als Franzosen betrachten. 

Der Rassismus brachte im vergangenen 
Jahr (außerhalb der antisemitisch moti- 
vierten Taten) 229 Gewaltdelikte hervor. 
Als Zielgruppen wurden in 81 Prozent der 
Fälle Menschen maghrebinischer Her- 
kunft identifiziert. Ein wachsender Teil 
der Gewalt gegen Sachen (22 Prozent, 
gegenüber 12 Prozent im Jahr davor) rich- 
te sich gegen moslemische Kulteinrich- 
tungen, so die CNCDH. 

Befragt nicht nach den eigenen Vorur- 
teilen, sondern denen der anderen und der 
Gesellschaft insgesamt, erklärten 88 Pro- 
zent der Befragten den Rassismus für 
„verbreitet“ in Frankreich; 64 Prozent hal- 
ten seine Bekämpfung für notwendig. Als 
Ziel- oder Opfergruppen nennen 48 Pro- 
zent Araber oder Algerier, 13 Prozent nen- 
nen Juden. 10 Prozent wiederum nennen 
„Franzosen, Weiße und Europäer“ als an- 
geblich wichtigste Opfer von Rassismus. 

Bernhard Schmid (Paris) 8 


führung eines teilweisen AusländerlIn- 
nenwahlrechts in Graz und Linz. 
Bleckmann weiter: „Zwei Mal haben 
die Türken schon Wien belagert, und 
jetzt haben sie den Fuß in Wien in der 
Tür“. Und: „Ein afrikanischer Drogen- 
dealer, der nur fünf Jahre bei der Caritas 
gemeldet ist, kann in Wien wählen und 
sich der Wahl stellen“. Auf die Journalis- 
tenfrage, ob sie sich denn für ein Wahl- 
recht nur für „Österreichische“ Drogen- 
dealer einsetze, wollte Bleckmann hin- 
gegen nicht näher eingehen... 
Solchermaßen „angespornt“ legte 
dann der Wiener Neo-Landesparteiob- 
mann noch mal kräftig nach: „Ich beken- 
ne mich zum christlichen Abendland und 
habe kein Interesse, dass die Türkei als 
islamisches trojanisches Pferd nach Eu- 
ropa hineingeführt wird.“ Das wäre „ein 
Präzedenzfall, dassdann vielleicht auch 
Marokko, Algerien oder vielleicht Israel 


Mitglieder werden wollen.“ Wie ge- 
wohnt, schlug auch Jörg Haider bei sei- 
ner Aschermittwochrede in Treibach- 
Althofen verbal unkontrolliert um sich. 
Seine „Feindbilder“ zum diesjährigen 
Faschingsausklang waren die SPÖ, die 
EU und der deutsche Bundeskanzler 
Gerhard Schröder (SPD). Zynisch-wit- 
zelnd verglich er die deutsche Wirt- 
schaftssituation mit einer nächsten ‚„Jahr- 
hundertflut“. Aus seinem „Kärntner 
Thron“ sehe er gerne einen Rücktritt des 
Deutschen Bundeskanzlers zum „Wohle 
des Volkes“. Weiter fühlt sich Haider 
derzeit in seinen EU-kritischen Progno- 
sen vor dem Beitritt Österreichs bestä- 
tigt: Österreichs Bauern kämen aufgrund 
der Osterweiterung in Bedrängnis. „2006 
ist alles aus“ und auch das Bauernsterben 
sei endgültig vollzogen, so Haiders Kon- 
klusion. newsletter „böses österreich“ 

3-2004, www.raw.at 


Neofaschistische Szene in Dortmund: 


Ist die Stadt auf dem 
rechten Auge blind? 


Interview mit Astrid Keller (PDS), Abgeordnete des Linken Bündnisses im Rat 


der Stadt Dortmund 


9 Das Bundeskriminalamt (BKA) hat 
° unlängst bundesweit über 330 Woh- 
nungen wegen des „Verdachts der Ver- 
breitung rechtsextremer Musik im Inter- 
net“ durchsucht. Betroffen waren auch 
Wohnungen in Dortmund. Was war der 
Hintergrund der polizeilichen Aktion? 

Das BKA hat in allen Bundesländern bis 
auf Bremen, die Wohnungen von ver- 
meintlichen Neofaschisten durchsucht, 
die über eine Internet-Tauschbörse Mu- 
sik mit volksverhetzenden Inhalten ange- 
boten haben sollen und im Zuge dessen 
diverse Tonträger und Computer be- 
schlagnahmt. Die Dortmunder Polizei 


hat in einer gemeinsamen Pressemittei- 
lung mit der örtlichen Staatsanwaltschaft 
mitgeteilt, dass im Zuständigkeitsbereich 
der Kriminalhauptstelle Dortmund ins- 
gesamt 15 Durchsuchungsbeschlüsse der 
jeweiligen Staatsanwaltschaften voll- 
streckt wurden. Davon betroffen waren 
sieben Wohnungen in Dortmund, zwei in 
Hamm, fünf im Landkreis Unna und eine 
in Arnsberg. 


9 Gibt es schön nähere Informationen zu 
® den sichergestellten Gegenständen? 
Nein, zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht. 
Polizei und Staatsanwaltschaft wollen 
aus „ermittlungstaktischen Gründen“ 
keine weiteren Auskünfte erteilen. 


Trotz der Inhaftierung von Siegfried 
® Borchardt, einem der Köpfe der neo- 
faschistischen Szene in Dortmund, schei- 
nen die Aktivitäten der Neonazis in Dort- 
mund nicht abgenommen zu haben. 

Das ist richtig. Erst Ende März haben 
rund 40 Neofaschisten aus Dortmund 
und Hamm in der Innenstadt gegen die 
Liquidierung des Hamas-Gründers 
Scheich Ahmed Yassin durch israelische 


Militärs demonstriert. In ihrer bekannt 
antisemitischen Manier forderten sie die 
„Solidarität mit Palästina“ und ein Ende 
der „zionistischen Unterdrückung“. 

Für den 19. Juni haben die Neofa- 
schisten außerdem einen Aufmarsch un- 
ter dem Motto „Nein zu Multikulti“ im 
Dortmunder Vorort Hörde angemeldet. 


Trotz der massiven Aktivitäten der 

® Neofaschisten, setzen die Dortmunder 
Behörden ihre Repression gegen Antifa- 
schisten fort. 
Im Rahmen der sogenannten Wehr- 
machtsausstellung, die im vergangen 
Jahr in Dortmund ge- 
zeigt wurde, ist ein Auf- 
" marsch der Neonazis 
‘ durch eine Gruppe 
- Antifaschisten erfolg- 
reich blockiert worden. 
„ Die Dortmunder Polizei 
leitete daraufhin über 
» 50 Ermittlungsverfah- 
ren gegen Unbekannt 
ein, die nun eingestellt 
wurden. Übrig geblie- 
ben sind jedoch vier 
Strafbefehle gegen en- 
gagierte Antifaschisten 
der Stadt, die diese 
wahrscheinlich nicht 
akzeptieren werden. 


Sie hatten im Jahr 2000 eine antifa- 
® schistische Demonstration des Bünd- 
nisses „Wir stellen uns quer!“ angemel- 
det und gegen die Einschränkung der da- 
maligen Demonstrationsroute durch die 
Dortmunder Polizei vor dem Verwal- 
tungsgericht in Gelsenkirchen geklagt. 
Was ist daraus geworden? 
Die Einschränkung der Demonstrations- 
route durch die Dortmunder Polizei ist 
vor einigen Wochen vom Verwaltungs- 
gericht Gelsenkirchen für rechtmäßig be- 
funden worden. Das Gericht ist somit der 
Logik der Polizei gefolgt und hat de fac- 
to für weite Teile der Dortmunder Innen- 
stadt ein generelles Demonstrationsver- 
bot für linke Gruppen am damaligen Tag 
bestätigt, währenddessen die Neonazis 
um den Hamburger Christian Worch un- 
geniert aufmarschieren konnten. 
Interview: Markus Bernhardt I 
* Die Kosten für das Verfahren vor dem Verwal- 
tungsgericht Gelsenkirchen liegen bei über 500 
Euro. Spenden auf das Konto der PDS-Dortmund, 
Ktonr. 356204462, BLZ: 440 100 46, Postbank 


Dortmund unter dem Stichwort „VWG-Klage“ 
sind dringend erwünscht. 


berschaft der islamistischen Attentate von 


Madrid schob er dem israelischen Ge- 
heimdienst Mossad zu. In einem Verfah- 
ren vor dem Berliner Amtsgericht hatte 
Horst Mahler erst Anfang 2004 mehrfach 
die Shoa geleugnet. 

Anfang Februar 2004 hatten wir, die 
Antifaschistische Aktion Ulm/Neu-Ulm, 
erstmals auf die Planung dieses Mahler- 
Auftritts in städtischen Räumen durch die 
Sendener NPD öffentlich aufmerksam ge- 
macht. In der Folge organisierten wir be- 
reits am 9. März eine Kundgebung gegen 
die (ständige) kostenfreie Raumüberlas- 
sung für Neofaschisten und Holocaust- 
leugner. Die Medienarbeit hierzu fand in 
TV-, Radio- und Printmedien internatio- 
nal Resonanz (Israel, USA, BRD, Öster- 
reich). Lokal sieht das nach wie vor an- 
ders aus: 

Der gestrige Tag zeigte noch einmal 
deutlich, wie ignorant bzw. tolerierend die 
Stadt Senden und große Teile der Sende- 
ner Bevölkerung gegenüber den neofa- 
schistischen Aktivitäten sind. Keine einzi- 
ge Person (!) zeigte in irgendeiner Form 
ihren Protest vor dem Veranstaltungssaal. 
Dies ist auch eine Folge einer unglaub- 
lichen Lüge des Sendener Bürgermeisters 
Kurt Baiker, der am Freitag Nachmittag, 
trotz einer Niederlage vor dem Augsbur- 
ger Verwaltungsgericht, den Medien 
gegenüber erklärte, der Horst-Mahler- 
Auftritt fände nicht statt und wäre abge- 
sagt — diese Falschmeldung erschien dann 
auch am Samstag in allen Lokalzeitungen. 

Eine Beschwerde der Stadt Senden war 
vom Verwaltungsgerichtshof in München 
zurückgewiesen worden, da die Stadt 
Senden nicht einmal minimalste formale 
Anforderungen und Fristen einhielt. Der 
Stadt Senden, so der Richter, sei übrigens 
von Anfang an bekannt gewesen, dass sie 
einen Raum für Horst Mahler vermietete. 
Damit stellt sich die nachträgliche Schutz- 
behauptung, die Stadt wäre bei der Raum- 
vermietung getäuscht worden, ebenfalls 
als Lüge heraus. Anders als mit der 
Schlussfolgerung, dass die Verantwort- 
lichen der Stadt Senden mit Holocaust- 
leugnung und antisemitischen Verschwö- 
rungsphantasien um den 11.9. einfach 
kein Problem haben, lässt sich ihr unsägli- 
‚che Verhalten i in su letzten Wochen nicht 
erklären. nn. 

__...4Au sch, Auen UlmNeu-Ulm 
afe- fa-ulm@antifa.net, www.ulm.antifa.net IM 
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20. März: Jahrestag des Überfalls auf den 
Irak und Protest gegen Auftreten der NPD 


“ MÜNCHEN. Weltweit gab es am 
20.3.2004 Antikriegsdemonstra- 
tionen und Friedenskundgebun- 
gen — so auch in München. Auf dem 
Marienplatz versammelten sich einige 
hundert Menschen und Conrad Schuh- 
ler, einer der Redner auf der Kundge- 
bung, versuchte deutlich zu machen, 
dass es nach wie vor nicht hoffnungslos 
sei, wenn Millionen Menschen in aller 
Welt ihren Protest gegen die Kriegstrei- 
ber auf die Straße tragen. Vielmehr sei 
die Friedensbewegung zu einem mitbe- 
stimmenden Faktor der Weltpolitik ge- 
worden, die verhindert habe, dass die 
USA nach dem Überfall auf den Irak auf 
weitere Ziele losgegangen sei. Syrien 
und der Iran waren schon öffentlich im 
Visier, doch die US-Regierung konnte 
sich keine weitere Aggression in ihrem 
„Krieg gegen den Terror“ erlauben — 
nicht in den Augen ihrer Bevölkerung 


führt werden konnte. 


und schon gar nicht in denen der Welt. 
Dass sie es nach Irak nicht wagen konn- 
ten, den nächsten, schon fest eingeplan- 
ten Schritt zu tun, ist ein gewaltiger Sieg 
für die weltweite Friedensbewegung. 
An diesem Tag musste die 
Friedens- und Antikriegsbewe- 
gung in München aber auch 
deutlich machen, dass es mit den 
USA-Kritikern aus der neofa- 
schistischen NPD keinerlei Ge- 
meinsamkeiten gibt. Diese Or- 
ganisation hatte für diesen Tag 
eine Demonstration in der 
Münchner Innenstadt angemel- 
det, die vom Stachus begann 
und unter massivem Polizei- 
schutz auch tatsächlich durchge- 


Bis heute rechtfertigt diese 
Partei den deutschen Überfall 
auf Polen, mit dem der 2. Welt- 


krieg begann und bis heute verherrlichen 
diese Neonazis die deutsche Wehrmacht. 
Die NPD ist kein Mitglied der weltwei- 

ten Antikriegsbewegung. dil 


25. Konferenz antifaschistischer Initiativen und Organisationen in NRW 
15. Mai 2004 in Köln, 11.00 Uhr, Alte Feuerwache, Melchiorstr. 3 


Nazis auf die Füße treten - bevor sie im Rathaus sitzen 


Aus dem Aufruf: 


Im September finden Kommunalwahlen in NRW statt. Durch den Weg- 
fall der Fünf-Prozent-Klausel bei diesen Wahlen rechnen sich die Nazi- 
parteien und eine Anzahl so genannter rechtspopulistischer Parteien 
Chancen aus, flächendeckend in die Rathäuser gewählt zu werden. Da- 
bei sind deren politische Inhalte so austauschbar, dass sie arbeitsteilig 
kandidieren können. Schon bei der letzten Kommunalwahl gelang es 
Vertretern von REPs und DVU trotz bundespolitischer Bedeutungslosig- 
keit, in einige Rathäuser einzuziehen. Seitdem glänzen sie durch Inkom- 
petenz, gelegentlichen Rassismus und Nationalismus. 

Die Kommunen sind in einer Situation großer Ohnmacht. Bei der ge- 
waltigen Umverteilung gesellschaftlicher Reichtümer zu Gunsten der Rei- 
chen und Starken stehen sie am unteren Ende der leiter. Auf Kosten von 
Arbeitslosen, sozial Schwachen, Jugendlichen und Minderheiten wird 
gespart. Da offenbar für Großprojekte der Konzerne [neue Waffensyste- 
me, neue Müllanlagen, Finanzierung der Forschung und Exportsubven- 
tionen usw.) genug Geld da ist, breitet sich Frust aus. 
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Die neofaschistischen Parteien behaupten, sie wären „sauber“ und 
würden tatsächlich etwas ändern können. Ihre Forderungen beziehen 
sich darauf, Leute, denen es ohnehin nicht gut geht, noch schlechter zu 
stellen, also vor allem gegen Minderheiten zu hetzen. Da passt ihnen 
eine Moschee nicht, dann wollen sie Drogenabhängige bekämpfen und 
nicht die Zustände, die zur Abhängigkeit führen. Nicht Armut stört sie, 
aber die Armen sollen verschwinden, usw. Es sind die Rezepte von Vor- 
gestern, die deshalb besondere Beachtung finden, weil die bürgerliche 
und oft auch die sozialdemokratische Konkurrenz ein so klägliches Bild 
abgibt. ... Wir wollen auf unserer Konferenz Erfahrungen und Meinun- 
gen austauschen, wie wir den Einzug von Neonazis in Kommunalparla- 
mente be- und verhindern können. Wir diskutieren, wie wir der Demago- 
gie der Nazis entgegentreten, ob und welche inhaltlichen Alternativen 
antifaschistische Kommunalpolitik benennen kann. 

Wer die Konferenz unterstützen will, mail an: Info-ac@vvn-bda.de 

Spenden für die Konferenz an: VVN-BdA Aachen Kto 1026900100, 

SEB 39010111, Kennwort „Konferenz“ 


Eine Frage braucht man nicht 
mehr zu stellen: Seit dem 11. März 
dieses Jahres ist aufgeklärt, warum 
10 von insgesamt 13 Erben des französi- 
schen Pressemoguls Robert Hersant es in 
den letzten Monaten plötzlich eilig hatten, 
ihren Wohnsitz zu wechseln. Die Mehr- 
zahl von ihnen zog es in die Schweiz (wo 
etwa Philippe Hersant, Chef des Konzerns 
France-Antilles, am 1. September 03 sei- 
nen Wohnsitz nahm) oder in europäische 
Steuerparadiese. Nunmehr ist auch klar 
geworden, warum. 

An jenem Donnerstag vorletzter Woche 
wurde bekannt, dass 500 Millionen Euro 
demnächst ihren Besitzer wechseln wer- 
den nunmehr wohl am französischen Fis- 
kurs vorbei. Die Erben des vor acht Jah- 
ren, im April 1996, verstorbenen „Papier- 
fressers“ (papivore), des Presseindustriel- 
len Hersant, hatten bisher einige Probleme 
beim Berappen ihrer Erbschaftssteuer ge- 
zeigt. Jetzt dürften sie wohl ausgesorgt ha- 
ben. Im Gegenzug verkaufen sie 50 Pro- 
zent der Anteile an dem Presseunterneh- 
men Socpresse, die ein gutes Drittel des 
französischen Markts für Printmedien 
kontrolliert, an den Rüstungsindustriellen 
Serge Dassault. 

Da er bereits seit Januar 2002 über 30 
Prozent der Kapitalanteile an der Holding 
verfügte, wird der Großunternehmer jetzt 
also 82 Prozent der Aktien halten und die 
Socpresse allein kontrollieren. Letztere 
gibt über siebzig Zeitungen und Zeitschrif- 
ten heraus, darunter die konservative Ta- 
geszeitung „Le Figaro“, das Wochenmaga- 
zin „L'’Express“, die Wirtschaftszeitschrift 
„L’Expansion“ und eine Reihe von Regio- 
nalzeitungen, beispielsweise in Lyon, Gre- 
noble, Lille, Angers oder Nantes. 


Ein rechtes Presseimperium 


Dieses Presseimperium wurde nach dem 
Zweiten Weltkrieg durch Robert Hersant 
aufgebaut, den auch seine Kollaborateurs- 
vergangenheit nicht daran hinderte, begin- 
nend mit dem Ankauf des „Auto-Journal“ 
1950 ein Presseimperium zusammenzu- 
kaufen. Das Kronjuwel dabei bildet die 
bürgerliche Tageszeitung „Le Figaro“, die 
Hersant 1975 erwarb (die Zeitung selbst 
war bereits 1826 gegründet worden), übri- 
gens mit einem Kredit von Dassault auf- 
grund einer Bitte des damaligen Premier- 
ministers Jacques Chirac. Hersant brachte 
das Blatt auf strammen Rechtskurs und fu- 
sionierte es mit der 1978 von ihm erwor- 
benen Tageszeitung „L’Aurore“ (Das 
Morgenrot), die aus einer wesentlich wei- 
ter rechts stehenden Tradition stammt. 
Noch bis in die Neunziger Jahre trug das 
Zentralorgan der französischen Konserva- 
tiven, denn als solches trat die Tageszei- 
tung auf (ihr Tonfall hat sich in jüngerer 
Zeit leicht gemildert), deswegen den dop- 
pelten Titel „Le Figaro L’Aurore“. Her- 
sant schuf daneben das ab Ende der Sieb- 
ziger Jahre samstäglich erscheinende, 
stockreaktionäre Wochenmagazin „Figa- 


Militärisch-industrieller 


Komplex? 


Frankreich: Rüstungsindustrieller mit politischen Rechtsaußen-Aktivitäten 
kontrolliert in naher Zukunft ein Drittel des französischen Pressemarkts 


ro-Magazine“ sowie die ebenfalls sam- 
stägliche Frauenbeilage für die bürger- 
lichen Damen, „Madame Figaro“. 

Im berüchtigten „Figaro-Magazine“ un- 
ter seinem Gründer und Direktor, dem 
Schriftsteller und rechten Esoteriker Louis 
Pauwels, dem Autor des mystischen 
Schinkens „Le matin des magiciens‘“ (Der 
Morgen der Zauberer), schrieben lange 
Zeit hindurch offene Rechtsextreme. Viele 
Köpfe der so genannten Nouvelle Droite, 
der intellektuellen „Neuen Rechten“, 
konnten hier publizieren; das sorgte im 
Jahr 1979 für einen handfesten Skandal, 
da Redakteure und Autoren des „Fig- 
Mag“ öffentlich die Idee einer „natür- 
lichen Ungleichheit der Menschen“ pre- 
digten, ohne ein Blatt vor den Mund zu 
nehmen. Aus ihren Reihen stammte auch 
der „Fig-Mag“-Chefedakteur (von 1978 
bis 1996) Patrice de Plunkett, der zuerst 
dem GRECE unter Alain de Benoist — der 
Denkfabrik der Nouvelle Droite — ange- 
hörte, sich später aber den rechtskatholi- 
schen Traditionalisten annäherte. Eben- 
falls für Aufsehen sorgte Louis Pauwels, 
die graue Eminenz der Redaktion, als er 
1986 die Formulierung vom „geistigen 
AIDS“ prägte, an der die damals gegen die 
Regierung von Premierminister Chirac 
streikenden und demonstrierenden Stu- 
dentInnen litten. (Diese biologistische 
Metapher vom „geistigen AIDS“, von ihm 
ergänzt um eine „politische Syphilis“, 
avancierte in den frühen Neunzigern zu ei- 
ner der zeitweise beliebtesten Formulie- 
rungen von Jean-Marie Le Pen.) Doch in 
den späten Neunziger Jahren kam es zu ei- 
ner „Normalisierung“ des Wochenmaga- 
zins im bürgerlich-konservativen Sinne. 
Patrice de Plunkett wurde im November 
1996 vom „Figaro“-Geschäftsführer Yves 
de Chaisemartin gefeuert, und im April 
1997 verstarb Louis Pauwels. Unter dem 
neuen „Fig-Mag“-Chefredakteur Franz- 
Olivier Giesbert wurde Kurs auf die bür- 
gerliche, rechte „Mitte“ genommen. 

Mit der Übernahme des Hersant-Pres- 
seimperiums durch Dassault ist der histo- 
rische Krieg zwischen zwei französischen 
Wirtschaftsgrößen jetzt zu Ende. Beide 
hatten wesentlichen Einfluss auf der fran- 
zösischen Rechten entfaltet, doch lieferten 
sie sich einen harten Konkurrenzkampf. 
Die Gründerväter haben eine unterschied- 
liche persönliche Geschichte: Robert Her- 
sant wurde 1947 wegen Kollaboration zu 
zehn Jahren Haft verurteilt, die er leider 
größtenteils nicht absitzen musste; Marcel 
Dassault (der Vater des jetzigen Konzern- 
chefs) dagegen war als Häftling in Bu- 
chenwald inhaftiert. Dieser historische 


Unterschied hat aber keine prägende Wir- 
kung bis heute hinterlassen: Die Dassault- 
Dynastie hat später mindestens so reaktio- 
när gewirkt, wie die Familie von Robert 
Hersant. Und von Serge Dassault kann 
man in dieser Hinsicht nur Übles erwar- 
ten. 


Wer ist Serge Dassault? 


Dassault, mit 78 Jahren ein scharfer Hund, 
steht an der Spitze des gleichnamigen 
Konzerns, der jetzt erstmals größer ins 
Mediengeschäft einsteigt. Dieser ist an- 
sonsten vor allem im militärischen Flug- 
zeugbau aktiv und baute beispielsweise 
die französischen Kampfdüsenjäger „Ra- 
fale“ (‚Gewehrsalve‘ oder ‚Windstoß‘) 
und den Kampfjet „Mirage“ (‚Luftspiege- 
lung‘). Doch auch in der Presselandschaft 
ist er bereits vor einigen Jahren aktiv ge- 
worden. 1997, im Jahr der Rückkehr der 
französischen Sozialdemokraten in das 
Regierungsgeschäft, begann er sich für die 
Medienwelt zu interessieren. Damals hielt 
er nicht mit seinen Absichten hinter dem 
Berg. Ende 1997 erklärte er im Kabal- 
Fernsehkanal LCI, ein Konzern wie der 
seine benötige „eine Zeitung, um seine 
Meinung ausdrücken und auch einigen 
Journalisten antworten zu können.“ Er 
setzte hinzu: „Ich habe es satt, mich in be- 
stimmten Zeitungen beleidigen zu lassen, 
weil dort inkompetente Leute sitzen, die 
die wahren Probleme nicht erkannt haben. 
Also will ich antworten können.“ 

Sein erster Versuch galt 1997 der Über- 
nahme des konservativ-liberalen Wochen- 
magazins „Le Point“, wobei er jedoch 
scheiterte; die Wochenzeitschrift wurde 
von seinem Milliardärskollegen Frangois 
Pinault aufgekauft. Auch eine Übernahme 
der Wochenzeitschrift „L’Express“ schei- 
terte Ende 1997 vorläufig. Er wurde 
durch den Vivendi-Konzern erworben. 
(Und im September 2002, als Vivendi in 
die Krise taumelte, dann durch die Her- 
sant-Erben — die dafür einen Kredit über 
230 Millionen Euro bei Dassault aufge- 
nommen hatten. Dieser war mit der Op- 
tion verbunden, im Fall einer Nicht-Rück- 
zahlung in Aktien bei der Socpresse um- 
gewandelt zu werden. Damit hatte Das- 
sault den ersten Fuß in der Tür, um den 
zweiten später nachzusetzen.) 

Für Serge Dassault war es im Januar 
1998 soweit: Er konnte seine ersten 
Schritte als Presseunternehmer zurückle- 
gen, mit dem Ankauf der Unternehmens- 
gruppe Valmonde. Diese gibt, neben eini- 
gen kleineren Fachzeitschriften, vor allem 
das stark rechtsorientierte Wochenmaga- 
zin „Valeurs actuelles“ (Aktuelle Werte) 
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heraus, das vor allem über Wirtschafts- 
und Armeethemen berichtet. An der Spitze 
des Aufsichtsrats installierte der Rüstungs- 
industrielle seinen Sohn Olivier Dassault. 
Letzterer ist zugleich Abgeordneter der 
konservativen Regierungspartei UMP und 
Präsident einer parlamentarischen Stu- 
diengruppe zur internationalen Wirt- 
schaftspolitik 

Ein Konzern mit gewisser Tradition... 


Das Agieren im Familienclan ist Serge 
Dassault bestens vertraut, ist er doch selbst 
als Alleinerbe seines prominenten Vaters 
des Flugzeugbauers Marcel Dassault auf- 
gestiegen. Die Geschichte des väterlichen 
Konzerns ist über lange Jahre hinweg eng 
mit der Karriere eines gewissen Jacques 
Chirac verbunden. Dassault begleitete 
schon in den 60er Jahren den ehrgeizigen 
Jungpolitiker, der damals in der ländlichen 
Region Limousin als Parlamentskandidat 
antrat, indem er eigens zu dessen Unter- 
stützung eine Zeitung aufkaufte, L’Essor 
du Limousin. Viel später, 1980, würde 
Marcel Dassault in der Regenbogenzeit- 
schrift Paris Match sagen: „Das RPR“, die 
1976 von Chirac gegründete neogaullisti- 
sche Partei, „ist eine meiner Tänzerinnen, 
die ich subventioniere“. Zwischendurch, 
1977, hatte Marcel Dassault allerdings 
kurzzeitig versucht, eine eigene Partei un- 
ter dem Namen „Französische Christde- 
mokratie‘“ zu lancieren, die neben dem ne- 
ogaullistiischen RPR der bürgerlich-kon- 
servativen Parlamentsmehrheit angehören 
sollte. Bei der Beerdigung von Marcel 
Dassault im Jahr 1986, die wie ein Staats- 
akt zelebriert wurde, hielt Jacques Chirac, 
damals gerade zum zweiten Mal in seinem 
Leben Premierminister, die feierliche To- 
tenrede. 

Natürlich profitierte auch der Dassault- 
Konzern selbst von dem engen Verhältnis. 
Im September 1975 empfing Jacques Chir- 
ac, der damals (zum ersten Mal) Premier- 
minister unter Präsident Valery Giscard 
war, einen besonderen Staatsgast im Spie- 
gelsaal des Schlosses von Versailles. Einen 
gewissen Saddam Hussein, damals noch 
Vizepräsident, aber bereits der eigentliche 
starke Mann im Irak. Unter den geladenen 
Gästen befand sich Marcel Dassault. 
Keine zwei Monate später kamen Offizie- 
re der irakischen Luftwaffe, um die Das- 
sault-Flugzeugwerke zu besichtigen, und 
den Kampfjet Mirage Fl zu erwerben. 
Diese sollten, nach dem irakischen Über- 
fall auf den Iran, in den frühen Achtziger 
Jahren ihren Dienst tun; neben jenen Mira- 
ge-Exemplaren, welche die französische 
Armee dem Land 1983 zusätzlich aus ih- 
ren eigenen Beständen auslieh. Daran 
wollten Dassault und Chirac zwar später 
nicht mehr gern erinnert werden, denn 
1991 nahm Frankreich am damaligen An- 
griff der US-geführten Allianz auf den Irak 
teil. Chirac bemängelte als Oppositionspo- 
litiker damals nur, dass Präsident Fran- 
gois Mitterrand freiwillig den Verzicht auf 
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Einsatz von ABC-Waffen in diesem Krieg 
erklärt hatte, was der rechte Opponent als 
schwächliche Politik deutete. Und Das- 
sault bestückte damals die französische 
Armee. Allerdings vertritt Sohn Serge 
Dassault auch heute noch öffentlich die 
Ansicht, die früheren Geschäfte mit dem 
Irak seien richtig gewesen, denn „ein 
Unternehmer muss vor allem an die Stei- 
gerung seines Umsatzes und an die Ar- 
beitsplätze denken“. 


Dassault(s) in der Politik 


Araber, die nicht zahlungskräftige Dikta- 
toren sind, haben bei dem Erben, Serge 
Dassault, dagegen wesentlich schlechtere 
Karten. Denn der Junior, der auf dem rech- 
ten Flügel der Konservativen politisch ak- 
tiv ist, amtiert seit 1995 auch als Bürger- 
meister der südlich von Paris gelegenen 
Trabantenstadt Corbeil-Essonnes. Damals 
hatte der neofaschistische Front National 
(FN) in dieser Stadt darauf verzichtet, eine 
eigene Kandidatenliste aufzustellen, um 
den Wahlsieg Serge Dassaults - der nach 
36 Jahren eine KP-Kommunalregierung 
stürzte - nicht zu behindern. Drei Mitglie- 
der des FN mussten sogar von der Partei- 
leitung des neogaullistischen RPR von sei- 
ner Kommunalwahl-Liste entfernt werden. 
Seitdem ist Dassault mehrfach von Ge- 
richten aufgrund diskriminierender Prakti- 
ken verwarnt oder verurteilt worden. So 
hatte er 1998 seine (rechtswidrige) Absicht 
erklärt, in seiner Kommune keine einzige 
Sozialwohnung mehr neu an Immigranten 
vergeben zu wollen. Und im Januar 2003 
musste ihn ein Gericht dazu zwingen, als 
Vorgesetzter der örtlichen Standesamts die 
Eheschließung eines 25jährigen Tunesiers, 
der keine gültige Aufenthaltspapiere hatte, 
mit einer Französin zuzulassen. Denn nach 
damaliger Gesetzeslage wurde auch einem 
„illegalen“ Einwanderer das Recht auf 
Eheschließung zugebilligt; später hat die 
rechte Parlamentsmehrheit diese Bestim- 
mung allerdings abgeändert. Außerhalb 
Frankreichs ist Serge Dassault auch von 
der belgischen Justiz, 1997, verurteilt wor- 
den. Die Ursache war, dass er sozialdemo- 
kratische Politiker in Belgien aktiv besto- 
chen hatte, um einen Auftrag für Armee- 
flugzeuge einzuheimsen. 


„Rosige” Aussichten 


Es ist offenkundig, dass Serge Dassault 
sich nicht damit begnügen wird, als Besit- 
zer eines so bedeutenden Presseimperiums 
passiv zu bleiben. Angesichts seines dama- 
ligen Fehlschlags beim Versuch, L’Ex- 
press zu übernehmen - den er jetzt, über 
die Holding Socpresse, ebenfalls kontrol- 
liert — erklärte der Industrielle Ende 1997, 
es mache „nicht viel Sinn“, eine Zeitung 
zu übernehmen, wenn „man nicht in der 
Redaktion intervenieren“ kann. Er fügte 
hinzu: „Aber ich will vielleicht eines Ta- 
ges eine liberale Zeitung machen“. Liberal 
ist in Frankreich — anders als in Deutsch- 
land - in der Praxis ein eindeutiger politi- 
scher Kampfbegriff, der auf Marktlibera- 


lismus und die Durchsetzung des wirt- 
schaftlich Stärkeren verweist. Denn der 
Bürgerrechtsliberalismus, den die deut- 
sche Wortbedeutung ebenfalls umfasst, 
wird im Französischen mit dem Adjektiv 
„eitoyen“ bezeichnet. Dem Begriff „libe- 
ral“ geben dagegen in Frankreich nur wirt- 
schaftspolitisch rechte Hardliner eine posi- 
tive Bedeutung; im politischen Streit wird 
er oftmals eher als Quasi-Schimpfwort be- 
nutzt. 

Was er von der Presse erwartet, machte 
Serge Dassault auch anlässlich seiner Teil- 
nahme an einer Wirtschaftssendung im 
französischen öffentlichen Fernsehen 
(France 2) deutlich. Dort erklärte er am 30. 
November 2002 zunächst allgemein: „Ich 
kritisiere die Journalisten nicht, aber mit 
der Geisteshaltung, in welcher Frankreich 
lebt, befinden wir uns noch in einem sozi- 
alistischen System, in einem System mit 
einer Linken und einer Rechten. Das ist 
vorbei.“ Später, als er genauer nach der 
Orientierung des „Figaro“ befragt wurde, 
führte Dassault aus: „Ich sage nicht, dass 
er zu links sei“ — was auch zu komisch 
wirken würde, da die Zeitung offener 
rechts auftritt als die deutsche FAZ — um 
hinzuzusetzen: „Ich sage nur, dass man 
nicht genügend der öffentlichen Meinung 
erklärt, was die wirtschaftliche Realität ist, 
so wie sie wirklich in den Unternehmen 
aussieht.‘ 

Vor einigen Monaten, Dassault hielt da- 
mals „erst“ 30 Prozent der Anteile an der 
Socpresse und damit am Express, hat Das- 
sault bereits offensiv in die Tätigkeit der 
Redaktion einzugreifen versucht. Im No- 
vember 2003 hatte die Wochenzeitschrift 


auf ihrer Titelseite gefragt, ob „das Ende 
Raffarins”‘ bevorstehe. Daraufhin rief 
Dassault nicht nur am Amtssitz des wirt- 
schaftsliberalen Premierministers an, um 
sich vielmals zu entschuldigen, sondern 
beschimpfte auch die zuständigen Redak- 
teure am Telefon. Ein Vorgeschmack auf 
die Zukunft der französischen Presse? 


Dassault + Lagardere = 70 % 


Übrigens: Dassault ist als Rüstungs- und 
Pressemagnat nicht allein, denn da gibt es 
noch Arnaud Lagardere, der ebenfalls 
(über den Hachette-Konzern) im Medien- 
ebenso wie im Waffengeschäft aktiv ist. 
Ihm gehören etwa die Regenbogenzeit- 
schrift „Paris-Match“, die Sonntagszei- 
tung JDD (Journal du dimanche), mehrere 
Regionalzeitungen im Südosten Frank- 
reichs (La Provence, Var-Matin, Nice-Ma- 
tin, Corse-Matin), die Frauenzeitschrift 
„Elle“. Hinzu kommen 25 Prozent Anteil 
am Amaury-Konzern, der die bessere 
Boulevardzeitung „Le Parisien“ und das 
Sportblatt „L’Equipe‘ herausgibt. Zusam- 
men werden sie in Bälde weit über 70 Pro- 
zent des französischen Zeitungsmarkts 
kontrollieren. Bis dahin müssen nur noch 
die zuständigen Kartellämter den Aufkauf 
der 50 Prozent Kapitalanteile an der Soc- 
presse durch Serge Dassault genehmigen. 
Dass das eher eine Formsache als ein 
ernsthaftes Problem darstellt, dürfte fest- 
stehen; mit dem grünen Licht wird bis in 
circa zwei Monaten gerechnet. 
Beobachter gehen davon aus, dass die 
Aufkaufoperation „niemals ohne das Ein- 
verständnis von Chirac und Raffarin“ 
durchgeführt worden wäre („Le Canard 
enchaine“, 17. März 04). Demnach habe 
man „seit Monaten im Elysee-Palast und 
im Hötel Matignon“, also am jeweiligen 
Amtssitz des Präsidenten und des Pre- 
mierministers, die Verhandlungen zwi- 
schen Dassault, den Hersant-Erben und 
Yves de Chaisemartin (dem Geschäftsfüh- 
rer des ‚Figaro‘) aus nächster Nähe ver- 
folgt. „Bercy“, also das Finanzministe- 
rium, hätte im Prinzip den Conseil de la 
concurrence (der über die Einhaltung des 
so genannten freien Wettbewerbs wacht) 
gegen den Ankauf der Socpresse-Anteile 
anrufen können. Das ist aber nicht pas- 
siert. Demzufolge war man im Finanzmi- 
nisterium auch über die Steuerflucht der 
Hersant-Erben in dreistelliger Millionen- 
höhe informiert. Aber wenn es um höhere 
Güter der Nation geht ... 
Militärisch-industrieller Komplex, ha- 
ben Sie gesagt? Aber nein, das gibt es 
doch nur in den USA...? Dort hatte ein aus 
dem Amt scheidender Präsident, Dwight 
D. Eisenhower, 1961 vor dem Übermäch- 
tigwerden des von ihm so getauften militä- 
risch-industriellen Komplexes gewarnt. 


Bernhard Schmid, Paris I 


1 Dabei gäbe es vielleicht in Wirklichkeit auch in 
deutschen Landen, angesichts der Vorgeschichte 
des deutschen Nationalliberalismus, sehr wenig 
Grund für eine positive Besetzung des „Libera- 
lismus“-Begriffs. Siehe dazu Franz Neumann im 
„Behemoth“, der unter anderem auf die Aktivitäten 
der Nationalliberalen im „Alldeutschen Verband“ 
hinweist und Erstere darum unter die historischen 
Vorläufer der NSDAP einordnet. 


:ausländer- und asylpolitik 


Britisches Aufnahmelager in 
Tansania gekippt 


GROSSBRITANNIEN. Damit haben 
die Briten nicht gerechnet: Ihr 
Plan, abgelehnte Asylsuchende 
aus verschiedenen afrikanischen Ländern 
nach Tansania zu bringen, geht nicht auf. 
Nur wenige Stunden, nachdem Tony 
Blair am 25. Februar verkündet hatte, die 
britische Regierung stehe in Verhandlun- 
gen mit Südafrika und Tansania über ein 
Aufnahmeabkommen von Flüchtlingen 
aus Somalia, wies der tansanische Innen- 
minister, John Chiligati, diese Vereinba- 
rung zurück: „Wir sehen keinen Grund 
und keinen Sinn darin, dass Flüchtlinge 
nach Tansania geschickt werden, bevor 
sie wieder in ihr Heimatland zurückkeh- 
ren müssen.“ In Tansania leben schon 
jetzt mehr Flüchtlinge als in jedem ande- 
ren Land südlich der Sahara. 

Der Plan sah vor, dass in Großbritanien 
abgelehnte Flüchtlinge, die behauptet hat- 
ten, aus Somalia zu kommen — Somalia 
war 2003 mit 5100 Asylanträgen in GB 
das stärkste Herkunftsland — in Tansania 
aufgenommen werden sollten. Dafür soll- 
te Tansania mit über 6,5 Mio. Euro ent- 
lohnt werden. Auch Dänemark und die 
Niederlande erarbeiten derzeit Aufnahme- 
abkommen mit afrikanischen Ländern. 

Pro Asyl sieht neben Gefahren für den 
individuellen Flüchtlingsschutz auch die 
Tendenzen, dass „Entwicklungshilfe“ zu- 
nehmend abhängig von der Aufnahme 
von abgelehnten Flüchtlingen gemacht 
wird. nach Pro Asyl Infoservice 88/ 
März 2004 — kun 


Kein Platz für Flüchtlinge 


ÖSTERREICH. Ab 1 Mai 2004 soll es für 
AsylwerberInnen in Österreich drei „Erst- 
aufnahmezentren“ geben, in denen inner- 
halb von 72 Stunden die erste Einvernah- 
me erfolgt und innerhalb von 20 Tagen 
über den Asylantrag entschieden wird. 
Bei Ablehnung erfolgt die Abschiebung, 
bei Bearbeitung die Unterbringung und 
Versorgung in Flüchtlingsunterkünften. 
Allerdings gibt es noch zu wenige Unter- 
künfte und das Innenministerium beauf- 
tragte das Rote Kreuz, Österreich weit 
Plätze für 1000 Flüchtlinge zu finden. 
Nach zwei Wochen Suche waren die Ver- 
antwortlichen beim Roten Kreuz ernüch- 
tert, Flüchtlinge werden zumeist als Be- 
lastung und Gefahr gesehen und so konn- 
ten nur 68 Plätze zugesagt werden. 

Das Verteidigungsministerium erneu- 
erte indessen das Angebot, leer stehende 
Kasernen mit mehreren hundert Unter- 
künften innerhalb von 3 Monaten zur 
Verfügung zu stellen. Gegen diese Pläne 
gibt es aber bereits in den betroffenen Ge- 
meinden Widerstand. Die Ursachen für 


diese Ausländerfeindlichkeit sind aber 
nicht nur in der ÖVP/FPÖ Regierung zu 
suchen, wehrte sich doch auch ein Bür- 
germeister der SPÖ mit Unterschriften- 
listen gegen ein möglicherweise geplan- 
tes Flüchtlingsheim in seiner Gemeinde. 
wwn.raw.at iM 


Verfahren an Schwurgericht 
überwiesen 


FRANKFURT. Das Verfahren um den Ersti- 
ckungstod von Aamir Ageeb bei seiner 
Abschiebung am 28. Mai 1999 in den 
Händen von Beamten des Bundesgrenz- 
schutzes muss vor einem Schwurgericht 
neu aufgerollt werden. Nach dem Verlauf 
der Hauptverhandlung gebe es einen hin- 
reichenden Tatverdacht, dass die Anklage 
nunmehr auf Körperverletzung mit To- 
desfolge lauten müsse, so das Amtsge- 
richt Frankfurt am Main. Angeklagt war 
bisher nur fahrlässige Tötung. Die Min- 
deststrafe bei Körperverletzung mit To- 
desfolge liegt bei drei Jahren. 

PRO ASYL begrüßt, dass das Verfah- 
ren mit erheblicher Verzögerung schließ- 
lich dort gelandet ist, wo es längst hinge- 
hört hätte. Die Staatsanwaltschaft hatte 
bereits nach Abschluss der Ermittlungen 
die Möglichkeit, das Verfahren beim 
Landgericht anhängig zu machen. Aufge- 
drängt hätte sich dies nicht nur wegen der 
sich nach den Vorermittlungen durchaus 
festzustellenden Anhaltspunkte für eine 
Körperverletzung mit Todesfolge, son- 
dern auch wegen der grundsätzlichen Be- 
deutung des Verfahrens. Es hatte bundes- 
weit Aufsehen erregt, eine politische Dis- 
kussion um die Anwendung von Zwangs- 
mitteln bei Flugabschiebungen ausgelöst 
und zu einer Vielzahl organisatorischer 
Änderungen beim BGS geführt. ... 

Ein geduldig verhandelndes, aber zeit- 
weilig sichtlich überfordertes Amtsge- 
richt sah sich im Verfahren mit dem Er- 
gebnis jahrelanger Verzögerungen wäh- 
rend der Ermittlungen und selbstver- 
schuldeten Zeitversäumnissen bis zur Er- 
öffnung der Hauptverhandlung konfron- 
tiert: Große Erinnerungslücken bei den 
als Zeugen gehörten Passagieren, Luft- 
hansabediensteten und Kripobeamten 
prägten die Hauptverhandlung. 

Als weiteres Verfahrenshindernis stell- 
te sich die politische Verdunkelungsstra- 
tegie der BGS-Spitze — man darf wohl 
vermuten: mit Billigung des BMI - her- 
aus. Die Aussagegenehmigung für die 
Zeugen aus den Reihen des Bundes- 
grenzschutzes war auf die Sachverhalte 
bis zum Ende des Tattages beschränkt. 
Nicht darüber berichten durften die Zeu- 
gen, welche Konsequenzen von BGS- 
Spitze und Bundesinnenministerium aus 
dem Todesfall Ageeb für die Praxis gezo- 
gen wurden - ein Politikum. —> 
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Herauskristallisiert hat sich im Verlauf 
des Verfahrens vor dem Amtsgericht das 
Zusammenwirken von chaotisch unklarer 
Weisungslage beim Bundesgrenzschutz 
und dem exzessiven Handeln der am Her- 
unterdrücken des Oberkörpers von Ageeb 
direkt beteiligten Grenzschützer, die des- 
sen Schreien unterbinden wollten, ob- 
wohl der an den Sitz gefesselte Ageeb zu 
die Flugsicherheit gefährdenden Wider- 
standshandlungen längst nicht mehr in 
der Lage war. PRO ASYL bedauert, dass 
die für die organisatorischen Missstände 
beim Bundesgrenzschutz politisch ver- 
antwortlichen ehemaligen und gegenwär- 
tigen Bundesinnenminister, Manfred 
Kanther und Otto Schily, nicht als Zeu- 
gen geladen wurden. Im gleichgelagerten 
Verfahren um den Tod des Marcus Omo- 
fuma bei einer Abschiebung aus Öster- 
reich hatte es sich das dortige Gericht 
nicht nehmen lassen, drei ehemalige ös- 
terreichische Innenminister als Zeugen 
zu laden. Es hatte dabei sachdienliche Er- 
kenntnisse zum Ausmaß der politischen 
Unverantwortlichkeiten gewinnen kön- 
nen, die auch in die Urteilsbegründung 
eingingen. 

Die Strategie der Verteidigung der drei 
BGS-Angeklagten, die selbst von ihrem 
prozessualen Recht, die Aussage zu ver- 
weigern, Gebrauch machten, zielte dar- 
auf ab, das Organisationsverschulden 
innerhalb des BGS herauszuarbeiten und 
vor diesem Hintergrund den eigenständi- 
gen Tatbeitrag der Angeklagten zu baga- 
tellisieren. Die Angeklagten sind nicht 
nur passive Handlanger einer staatlichen 
Abschiebungspolitik, der die unklare 
Weisungslage über Jahre hinweg mögli- 
cherweise lieb war. Sie befanden sich 
nicht in einer Art „Befehlsnotstand“. Wie 
jeder Polizeibeamte hätten sie die Gren- 
zen des Einsatzes körperlicher Gewalt 
einschätzen müssen und erkennen kön- 
nen. Der Abbruch der massiven Gewalt- 
einwirkung drängte sich spätestens auf, 
nachdem Ageeb erbärmlich schrie und 
äußerte, er bekomme keine Luft mehr. In 
einer solchen Situation darf kein deut- 
scher Vollzugsbeamter mit dem Hinweis 
auf die unklare Weisungslage straflos da- 
vonkommen. 

Die Verteidiger der BGS-Beamten ha- 
ben mit ihrer Verteidigungsstrategie — 
etwa dem Versuch, die Sachkunde der 
medizinischen Sachverständigen pau- 
schal in Zweifel zu ziehen — hoch gepo- 
kert. Ob ihre auf Freispruch zielende 
Strategie beim Schwurgericht Erfolg hat, 
bleibt abzuwarten. Den während der Tage 
der Hauptverhandlung eher gut gelaunten 
Angeklagten entgleisten jedenfalls zum 
ersten und einzigen Mal die Gesichtszü- 
ge, als das Amtsgericht die Überweisung 
an das Landgericht verkündete. Ein Satz 
des Bedauerns zum Tode von Ageeb ab- 
seits jedes Schuldeingeständnisses steht 
von ihrer Seite bislang auf jeden Fall aus. 

Pro Asyl, 24.3.04 
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nr... Erhebungen der Zahl der unbegleitet eingereisten minderjährigen 


Flüchtlinge erfolgen nicht.” 


Kinder auf der Flucht - Minder- 
jährige und Kindersoldaten 


“ Die niedersächsische Landesre- 
gierung am 2.3. 2004 (auf eine 
Anfrage): „Landes- oder 
bundesweite Erhebungen der Zahl der 
unbegleitet eingereisten minderjähri- 
gen Flüchtlinge erfolgen nicht. Über 
die Gesamtzahl der unbegleitet einge- 
reisten minderjährigen Flüchtlinge lie- 
gen daher keine verlässlichen statisti- 
schen Angaben vor. Nach nicht verifi- 
zierten Schätzungen halten sich zwi- 
schen 6 000 und 10 000 unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge in dem ges- 
amten Bundesgebiet auf.” 


Gibt es deshalb nur Schätzungen, 
weil diese besondere Personen- 
gruppe niemanden interessiert, 
weil sie keine Lobby haben, weil 
sie in den Mühlen der Bürokratie 
untergeht? Weltweit wird eine Zahl 
von ca. 300.000 Kindersoldaten 
angenommen, allein in Afrika sol- 
len ca. 120.000 rekrutiert worden 
sein. Hierbei gibt es Schwerpunkte 
in Westafrika, in Uganda, in Ango- 
la. Aber auch in Nepal und Kolum- 
bien werden Kindersoldaten ge- 
waltsam oder mit leeren Verspre- 
chungen „angeworben“. Wie bei 
anderen Gruppen auch, schafft es 
nur ein sehr geringer Teil von ih- 
nen zu fliehen. Noch viel weniger 
schaffen es, bis nach Europa zu 
kommen. Die Zahlen, die auch die 
offiziellen Behörden in Deutschland ver- 
wenden, stammen vom UNHCR, dem 
Flüchtlingskommissariat der UNO. 

Definitionen der UNO lauten, dass es 
auch unerheblich ist, welche militärischen 
oder anderen Funktionen ein Jugendlicher 
in einer bewaffneten Formation ein- 
nimmt, ob als Waffenträgerin, in der Kü- 
che oder als sexuelle Dienstleisterin für 
die Offiziere. Man spricht von Kindern 
bis zum 18. Lebensjahr — ein Alter, dass 
z.B. auch in Deutschland, den USA oder 
England nicht durchgängig akzeptiert ist. 
Hier können auch Jüngere (z.T. bereits 
mit 17 Jahren) freiwillig in den Militär- 
dienst eintreten; das sind heutzutage kri- 
sensichere Jobs und garantiert auch teil- 
weise Ausbildungsplätze, die die „freie“ 
Wirtschaft nicht mehr zu bieten hat. Des- 
halb wurde von diesen Ländern auch 
nicht die Initiative zum Schutz der Kinder 
vor ihrem Einsatz als Soldaten in die Lan- 
desgesetzgebung übernommen, zum Teil 
nicht einmal auf internationaler Ebene 
unterzeichnet (www.kindersoldaten.de - 
eine Internet-Seite von Terre des Hom- 
mes). 


Den weiten und überaus gefahrvollen 
Weg nach Deutschland einmal — mit vie- 
len Mühen, Erniedrigungen und teilweise 
auch sexuellem Missbrauch unterwegs — 
geschafft, wird es hier nicht viel besser. 
Allenfalls der militärische Krieg ist vor- 
übergehend beendet, der bürokratische 
Kleinkrieg fängt aber erst an. 

Die erste deutsche Realitätserfahrung — 
nach überstandener Flucht — ist deutsche 
Polizei und Bürokratie. Fremde Sprache, 
völlig unklare und diskriminierende Be- 
handlung, Körperkontrolle und teilweise 


In Pain and Fire 


by Wilfred Kuteh of IEARN-Sierra Leone 


Inhaftierung sind die sehr fremden Le- 
bensweisen; nicht mal als Gäste sind sie 
erwünscht. In der sog. Personenerfassung 
wird häufig das Alter in Zweifel gezogen, 
dies auch trotz lautem Protest der Betrof- 
fenen. Was soll man da einem Jugend- 
lichen erklären, der von „erfahrenen deut- 
schen Beamten“ oder „ausgewiesenen“ 
Kinderärzten z.B. um zwei Jahre älter ge- 
macht wird? Was soll man ihnen sagen, 
wenn sie von einer Behörde zur anderen 
geschickt werden, oftmals im Unklaren 
darüber, was sie dort überhaupt sollen? 
Es ist auffällig, wenn man drei Jugend- 
liche mit dem gleichen Geburtsdatum vor 
sich hat, die alle z.B. am 31.12.1983 ge- 
boren sein sollen. Die Behörden können 
keine Belege dafür vorweisen, wie sie zu 
diesem fiktiven Alter kommen - von den 
Jugendlichen allerdings wird anschlie- 
ßend erwartet, ihr von ihnen angegebenes 
Geburtsdatum mit fälschungssicheren 
Dokumenten nachzuweisen. Die deut- 
schen Botschaften haben in ihren jeweili- 
gen Länderberichten ohnehin den Hin- 
weis, dass fast alle Papiere aus den Her- 
kunftsländern gefälscht sein können. 


Das Asylverfahren beginnt in Deutsch- 
land mit 16 Jahren; dies führt häufig dazu, 
dass das Geburtsdatum entsprechend zu 
Gunsten der Asylbehörden manipuliert 
wird. Ein 14-Jähriger wird dann mal ganz 
schnell 16 Jahre alt, oftmals gerade am 
Einreisetag. Ist jemand — was selten vor- 
kommt — auch trotz vieler Tricks noch 
nicht als 16-Jähriger einzustufen, muss 
zunächst ein Vormund bestellt werden. 
Doch auch das sind in vielen Fällen sog. 
Amtsvormundschaften oder Profi-Betreu- 
er, die meist nicht die Zeit oder das Inter- 
esse haben, sich mit den zuständigen Be- 
hörden anzulegen. 

„Ob ein minderjähriger unbegleiteter 
Flüchtling nach Ablehnung eines Asylan- 
trages der Hilfe eines Rechtsanwalts be- 
darf, entscheidet die die Vormundschaft 
führende Person im Rahmen des ihr oblie- 
genden Personensorgerechts. Es gibt kei- 
ne landeszentrale Erfassung, ob und in 
welchen Fällen einem minderjährigen 
Flüchtling Asyl versagt wird. Entspre- 
chend werden spezielle Hilfeangebote 
nicht vorgehalten.“ — so lautet dazu die of- 
fizielle Auskunft in bürokratischer Aus- 
drucksweise. 

Es wundert nicht, dass die weitaus 
überwiegende Anzahl der jugendlichen 
Flüchtlinge keine Chancen im Asylver- 
fahren hat. Wie soll ein Kind den Reise- 
weg erläutern — kann es das nicht, ist dies 
ein Zeichen von Unglaubwürdigkeit. Wie 
soll ein sog. Anhörungsverfahren mit 
deutschen Verwaltungsbehörden durchge- 
standen werden, die einem praktisch 
nichts glauben? Wie soll ein Kind einen 
politischen Verfolgungsgrund nachweisen 
— kann es dies nicht, was nicht einmal Er- 
wachsenen gelingt, wie kann dann Asyl 
erlangt werden? Folglich wird man von 
Anfang an davon ausgehen können, dass 
niemand von ihnen Asyl erhalten wird. 

Von ganz wenigen Ausnahmen abgese- 
hen: Ein Junge aus Guinea berichtet von 
seinem Gefängnisaufenthalt. Der Richter 
fand es „weltfremd“, dass in diesem Ge- 
fängnis auch eine staatliche Abteilung 
war, in der Pässe/Ausweise ausgestellt 
werden. Erst der Dolmetscher konnte 
dann erklären, dass sich dies in dem Land 
und in dem Gebäude genauso verhielt, da 
er selbst dort gewesen sei. Das reichte 
dem Gericht allerdings auch noch nicht: 
es schickte den 16-Jährigen zum Institut 
für Rechtsmedizin, wo er sich körperlich 
und fotografisch untersuchen lassen mus- 
ste (Spuren am ganzen Körper!), bevor 
der Richter dann endlich — nach 18 Mona- 
ten zu der Feststellung gelangte, hier habe 
eine politische Verfolgung stattgefunden. 
Der Hintergrund war relativ klar: die Mut- 
ter des Jugendlichen hatte in der Opposi- 
tion mitgearbeitet. Sie war deshalb ermor- 
det worden und der Junge wurde in die- 
sem Zusammenhang später drangsaliert, 
festgenommen und gefoltert. 

Besondere Betreuungsangebote für al- 
leinreisende Minderjährige zwischen 16 


und 18 Jahren werden 
in diesem Land nicht be- 
reitgehalten. Der Besuch 
von Regelschulen ist 
während der Aufent- 
haltsdauer im sog. E- | 
staufnahmebereich nicht | 
vorgesehen; unstruktu- 
riert besteht manchmal 
die Möglichkeit, an Al- 
phabetisierungskursen 
teilzunehmen. Das ist 
fast nichts angesichts 
der politischen Vorga- 
ben und Absichten, die- 
sen Jugendlichen keinen 
festen Aufenthalt zu er- 
möglichen. Die Realität 
ist überaus bitter, mit der 
sie konfrontiert sind. 

Ihr Aufenthalt erfolgt in der Regel in 
den Lagern — abgestützt durch die künstli- 
che Festlegung ihres Alters und unter Hin- 
weis auf ein Asylverfahrensgesetz, das ab 
16 Jahre in diese „staatlichen Unterkünf- 
te“ zwingt. Dort muss man unter Aufsicht 
für einen geringen Betrag wöchentlich 
einkaufen und sich ausrechnen, wie viel 
an der Kasse die Summe der Waren sein 
muss, damit man den Betrag nicht ver- 
schenkt oder zuviel im Korb hat. Für Kin- 
der keine leichte Lernaufgabe, bei der ih- 
nen auch niemand hilft. Unterbringung 
auf 4,5 qm ist die Regel, eine total anony- 
me Welt, keine Eltern, fehlende Erklärung 
der Zusammenhänge, keine Kommunika- 
tion mit Gleichaltrigen ... die Phase des 
Heranwachsens wird einfach übersprun- 
gen, man muss erwachsen sein. 

Das ist aber noch nicht alles: 

„Die internationalen Schutzabkommen 
für Kinder und Minderjährige stehen der 
Rückführung illegal eingereister bzw. im 
Asylverfahren erfolglos gebliebener min- 
derjähriger Ausländer nicht entgegen. 

Die Beendigung des Aufenthaltes von 
ausländischen Staatsangehörigen, die in 
Deutschland kein Aufenthaltsrecht erhal- 
ten können, ist eine originäre Aufgabe der 
Ausländerbehörden. Unter bestimmten 
Voraussetzungen werden daher auch Min- 
derjährige abgeschoben. 

Deren Rückführung erfolgt unter Be- 
achtung grundlegender Kriterien des Kin- 
deswohls. Danach kommen aufenthalts- 
beendende Maßnahmen nur in Betracht, 
wenn im Heimatland die Unterbringung 
und Betreuung in der eigenen Familie, im 
Verwandtenkreis oder einer geeigneten 
Einrichtung möglich ist. Dies wird vorab 
durch die zuständige örtliche Ausländer- 
behörde unter Beteiligung der Behörden 
des Herkunftsstaates und der dortigen 
deutschen Vertretung geprüft.“ 

Wieder eine Definition aus dem staat- 
lichen Sprachgebrauch, Hinweis auf die 
Schwierigkeiten, in diesen „Problemfäl- 
len“ noch Jugendliche zu erkennen. Das 
macht auch ein letzter amtlicher Satz 
deutlich: „Die einschlägigen gesetzlichen 


Kinder verschwinden! 


_ Revin. 1993 in Hamburg unerlaubt zur Welt gekommen, 
ausreisepflichtig, morgen vielleicht schon weg. 


Bestimmungen über den Freiheitsentzug 
und die Abschiebungshaft sehen für die 
Anordnung von Haft keine Altersbegren- 
zung vor. Danach ist die Anordnung von 
Abschiebungshaft für Kinder grundsätz- 
lich nicht ausgeschlossen. In Niedersach- 
sen werden minderjährige ausländische 
Staatsangehörige vor Vollendung des 14. 
Lebensjahres jedoch nicht in Abschie- 
bungshaft genommen. Grundsätzlich er- 
folgt in diesen Fällen ausschließlich eine 
Unterbringung in ‚offenen‘ Jugendhilfe- 
einrichtungen.“ 

Völlig beruhigend: erst ab 14 Jahre 
kann man in den Knast wandern, der zu 
nichts anderem da ist als eine Abschie- 
bung durchzusetzen ... Dies erfolgt auch 
in Baden-Württemberg, das sich im übri- 
gen von Niedersachsen nicht unterschei- 
det. Auch einige Initiativen, die dagegen 
laufen — wie z.B. der Versuch zu einer 
sog. Clearingstelle — ändern an der grund- 
sätzlichen Verweigerung der Rechte 
nichts. 

Das Parlament hat mehrmals den 
Innenminister in Berlin aufgefordert, die 
Kinderschutzkonvention der UNO in vol- 
lem Umfang anzuerkennen. Anhand der 
Erfordernisse einer demokratischen 
Struktur sollte man in der Grundschule 
gelernt haben, dass das Parlament die Re- 
gierung kontrolliert, und nicht umgekehrt. 
Das Innenministerium hat sich dieser Ent- 
scheidung bislang jedoch widersetzt und 
weigert sich seit mehr als 12 Jahren par- 
teiübergreifend, diesen Vorbehalt zurück- 
zunehmen. 

Es ist in diesem Zusammenhang auch 
noch auf Folgendes hinzuweisen: die 
Waffen, mit denen Kindersoldaten in den 
vielen Kriegen ausgerüstet werden, kom- 
men u.a. auch aus Deutschland. Die Fa. 
Heckler & Koch in Oberndorf stellt eine 
Reihe von Handfeuerwaffen her, die sie 
auch erfolgreich anpreist. Mit diesen 
Waffen wurden schätzungsweise (seit 
1950) 1.500.000 Menschen ermordet, 
alle 15 Minuten einer. Zahlreiche dieser 
Waffen sichern deutsche Arbeitsplätze. 

Damit schließt sich der Kreis. 

mc 
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:neuerscheinungen, 


„Humanität als 
Hüterin des Ver- 
brecherischen” 


Ein Buch zeigt die politische 
Deutung von Serienmorden 
in der Weimarer Republik 
und der Nazi-Zeit im Sinne 
der Rechten auf 

von Thomas Klaus # 


Wichtige Anhaltspunkte 
für eine Instrumentali- 
sierung von Serienmor- 
den durch die politische Rech- 
te liefert das Buch „Bestien 
des Boulevards — Die Deut- 
schen und ihre Serienmörder“ 
der Historiker Kathrin Kom- 
pisch und Frank Otto. Darin 
stellen die Autoren anhand 
von sieben Mordserien in der 
Weimarer Republik und in der 
Nazi-Zeit gesellschaftliche 
Reaktionen auf „das plötzliche 
Hereinbrechen des unerklär- 
lich Bösen‘ dar. In ihrer 222- 
seitigen Analyse stützen sich 
Kompisch und Otto zum einen 
vor allem auf Ermittlungs- und 
Prozessakten und zum anderen 
auf die Auswertung verschie- 
dener Medien. 

In den Jahren 1919 und 
1920 brachte der Berliner 
Schlachter und Fleischhändler 
Carl Wilhelm Großmann ver- 
mutlich mindestens 30 Frauen 
um. Am vorletzten Verhand- 
lungstag seines Prozesses im 
Juli 1922 erhängte sich der 
Angeklagte in seiner Zelle. 

Zwei Jahre später wurde 
Deutschland von einer weite- 
ren brutalen Tötungsserie er- 
schüttert. Fritz Haarmann aus 
Hannover wurden 24 Morde 
an männlichen Strichern oder 
Homosexuellen zur Last ge- 
legt. Im April 1925 endete er 
unter dem Fallbeil. 

Ende 1924 wurden 31 Mor- 
de aufgedeckt, die anschei- 
nend Karl Denke in der ober- 
schlesischen Kleinstadt Mün- 
sterberg verübt hatte. 

Der Psychologe Richard 
Herbertz war nicht der einzige 
Wissenschaftler, der seinerzeit 
kurzum einen Zusammenhang 
zwischen den Serienmorden 
in der Weimarer Republik und 
dem „verloren gegangenen“ 
Weltkrieg und dem „Diktat- 
frieden“ von Versailles her- 
stellte — und so Wasser auf die 
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ankündigungen 


Mühlen der Nationalsozialis- 
ten kippte, die ganz ähnlich 
argumentierten. Seine These: 
Wenn ein ganzes Volk gede- 
mütigt werde, sei es unaus- 
bleiblich, dass sich die In- 
stinkte verbrecherisch veran- 
lagter Einzelindividuen Bahn 
brächen. Herbertz schrieb 
1925 in seiner Abhandlung 
„Verbrecherdämmerung“, dass 
die Auswirkungen des Versail- 
ler Vertrages einen Nährboden 
für das Verbrechen geschaffen 
hätten. Deutschlands Feinde 
wollten „den Fortschritt der 
sittlichen Verwahrlosung des 
deutschen Volkes nicht nur 
nicht anhalten, sondern nach 
Möglichkeit noch fördern.“ 

Im selben Jahr wie Herbertz 
veröffentlichte der Leipziger 
Stadtarzt in der „Deutschen 
Juristen-Zeitung“ einen Arti- 
kel, in dem er sich für die Ste- 
rilisation von Kriminellen 
stark machte. Die Hoffnung 
des Mediziners: „Unter dem 
... Eindrucke der grausigen 
Haarmannaffäre wird sich 
eine Umstellung der deut- 
schen Volksseele (...) bereit- 
williger als bisher ... vollzie- 
hen.“ 

Dass zu diesem Zeitpunkt 
die Annahme von einem „Ver- 
brecher-Gen“, also der Ver- 
erbbarkeit einer „verbrecheri- 
schen Gesinnung“ in der Wei- 
marer Republik längst gesell- 
schaftsfähig geworden war, 
belegt zum Beispiel ein 1924 
publizierter Aufsatz des libe- 
ralen Sexualreformers Mag- 
nus Hirschfeld mit dem Titel 
„Sexualität und Kriminalität“. 
Darin schrieb Hirschfeld unter 
Verweis auf die Lebensge- 
schichte von Carl Wilhelm 
Großmann: „Ich bin auf die- 
ses Beispiel näher eingegan- 
gen, weil es so recht anschau- 
lich lehrt, wie doch die Schuld 
der Väter an den Nachkom- 
men heimgesucht wird, (...) 
wie sehr sich die Defekte der 
Vorfahren an den Nachkom- 
men rächen und wie sehr die 
Eugenik bestrebt sein sollte, 
die Entstehung und Entwick- 
lung dieser wahren Verbrecher 
bereits vor ihrer Geburt (...) zu 
studieren, um ihre Verhütung 
kennen und bewirken zu kön- 
nen.“ 

Großmann wurde also zu 
einem erblich belasteten Mör- 


der erklärt, dem seine kahee 


chen quasi in die Wiege ge- 
legt waren. Und selbst ein 
Magnus Hirschfeld rı 
später von den Nazis auf die 
Spitze getriebenen Eugenik 
das Wort, unter der man zu- 
nächst in erster Linie di prä 
ventive Kastration bezie 
hungsweise die Sterilisation 
verstand. 


Behinderter zum Sünde 
bock gestempelt 


Die Nazis nutzten die Serien- 


morde und andere Formen d 
ausufernden Kriminalität zu 
der Behauptung, dass unter 


ihrer Führung das Verbrechen 
irde.  bietsystematisch unterstellt, 

„Seine Geständnisse scheinen 

: manipuliert, die 


ausgerottet werden würde. 


Doch Kathrin Kompisch und 


Frank Otto stellen in ihrem 
Buch fest: „Trotz Blockwa 
ten und Gestapo-Schergen 
fielen auch zwischen 1933 
und 1945 etliche Menschen 
Serienmördern zum Opfer, . 
und die Medien berichtete 
darüber, wenngleich in abneh- 
mender Ausführlichkeit. Das 
eng geknüpfte Überw- 
chungsnetz der Diktatur 
konnte solche Taten ebenso 


Lüdke aus Berlin. 53 Frauen- 


ge Kritik gerich d 
liche Ungereimtheiten i den 
nn ne, von Ike Ai 
wenig verhindern wie die Ide- ° ö 

ologie der aufgearteten Volks- 


morde im gesamten Reichsge- 


gemeinschaft, inder derlei Lüc 


schwerkriminelle Individuen 
nicht mehr existieren sollten.“ 


der Fall des „Onkel TR 
tack“: Im April 1935 wurde 
der wandernde Uhrmacher 
Adolf Seefeld verhaftet. Vor- 


Morde an Jungen in der 


zwischen 1933 und 193; Für 
Staatsanwalt und Richter war Ri j 
. zesses zu groß. Ein ‚guter Ver- 
il  teidiger hätte nämlich viele 

endete, ein „gefundenes Fres- 


der Prozess, der im Februar 
1936 mit dem Todesurteil 


sen“, weil das Verfahren zu 


einer Anklage der Weimarer ae 
& nen. ‚Außerdem wäre bei eo : 
den konnte. So ereifertesich 


Republik funktionalisiert wer- 


der Oberstaatsanwalt vor Ge- 
richt: „Ihm, dem Verbrecher, 
galt die ganze Liebe des Sys 
tems. Mit Hilfe des Verbre- 


5 Prozess el nn Jo-. | 
 seph Goebbels plädierte sogar 
Besonders spektakulär war _ 


in einem Schreiben an Hein- 


rich Himmler für einen „mar- 
s tervollen Tode“, Erschlug 
vor, „ihn bei lebendigem Lei- 
be zu verbrennen oder SEHEN 
geworfen wurden ihm zwölf a 


len zu lassen.“ . 
Doch im Endeffekt w war der 
Naziführung dann doch das 


unangenehme Fragen geh 


nem Prozess die geistige Be- 
ae von Bruno ae 


chers wollte sich das System Lüd 


die Macht erwerben under- de 
halten. Mit Hilfe des Verbre- 
chers wollten die Männer des 


Systems deutsche Zucht und 
Ordnung zerschlagen.“ "Die 
Humanität sei die „Hüterin 
des Faulen und des Verbre 
cherischen“ gewesen. Doc) 
unter den Nationalsozialis 
habe sich nun alles zum 
ten gewendet: „Der Fall See 


Das Massaker von Sant’ 
Anna di Stazemma 


Am 20. April beginnt vor dem Militär- 
gericht in La Spezia (Italien) der Pro- 
zess gegen drei ehemalige Angehöri- 
ge der SS, die angeklagt werden 1944 
an dem Massaker in dem Dorf St’Anna 
di Stazemma beteiligt gewesen zu 
sein. 

Südlich der bekannten 
Marmorwerke von 
Massa und Carrara in 
der Toskana liegt die 
Gesamtgemeinde Staz- sch 
zema, am Rande der 


Apuanischen Alpen. wa ch ie 

Von drei Richtungen i genF 

kamen am 12. August Nicht mit dem Schnee der Berge, de dicizwei. 
1944 die 4 Kompanien Winter long herausforderten. 


des 2. Bataillons des 
35. Regimentes unter 
Leitung von Anton 
Galler über die Hügel 
in die kleine Ortschaft, 
aus der vierten Rich- 
tung wurde die Straße 
blockiert. Die deut- 
schen Besatzer waren 
auf dem Rückzug vor 
den alliierten Truppen. 
Im Sant’ Anna lebten 
im August 1944 über 
560 Menschen, darunter viele Flüchtlinge 
aus Livorno und La Spezia, die sich vor 
den Bombardements aus den Hafenstäd- 
ten in die Berge geflüchtet hatten. Sie 
glaubten sich dort sicher. Anton Gallers 
Einheiten hinterließen dagegen ein Land 
der verbrannten Erde. Die EinwohnerIn- 
nen wurden erschossen, erschlagen, ver- 
brannt. Nur wenige überlebten das Massa- 
ker. 

Lange hat es gedauert, bis die Verant- 
wortlichen an dem Massaker zur Rechen- 
schaft gezogen wurden. Erst im Dezember 
2003 wurde vor dem Militärgericht von 
La Spezia gegen heute noch lebende mut- 
maßliche Täter Anklage wegen Mordes in 
560 Fällen erhoben. Neben weiteren 


- Nicht mit. dem Frühling unserer Täler, 
2 die dich fliehen sahen. 
Nur mit dem Schweigen der Gefolterten; 
ein Schweigen, was härter ist als Stein. 
Nur aus dem Felsen des Vertrags, 
der unter freien Menschen geschlossen wurde. 
Freie Menschen, die aus Würde, nicht aus Hass 
zusammen kamen. Die entschlossen waren, die 
Schande und den Terror der Welt zu rächen. 
Wenn du auf diesen Weg zurückkommen willst, 
wirst du uns finden: Tote und Lebende zusammen 
= mit. demselben Engagement. 
Das Volk, versammelt um das Monument, sagt: 
jetzt und immer! 


wur BENETNWIDLATA: 
‚SE PER ODE ANYERNE FE STBAROND 


SORFANTO vor SHEENZIo Me nosronact 
MU BURO WOCHE NAGIERO 


fünf Offizieren und Unter- 
offizieren befindet sich 
darunter als ranghöchster 

- der Chef der 7. Kompanie 
des 35. Regiments, Ger- 
hard Sommer aus Ham- 
burg. Weitere Angeklagte 
sind: Alfred Schonenberg 
und Ludwig Sonntag. Ra- 
dio Dreyeckland wird in 
der täglichen um 18:00 
Uhr beginnenden Nach- 
richtensendung „Zip-FM“ 
über den Prozessverlauf 
berichten. hav 


Über das Massaker in St’ Anna ist auch 
eine Broschüre erschienen: „Das sind kei- 
ne Kriegsverbrechen, sondern Verbrechen 
zu Kriegszeiten“ (Enio Mancini). Deut- 
sche Besatzungspolitik in Italien am Bei- 
spiel von Sant’Anna di Stazzema am 12.8. 
1944. Dokumentarische Darstellung mit 
Fotos und die fehlende juristische Verfol- 
gung der Täter sowie ein Bericht eines ita- 
lienischen Zwangsarbeiters in Deutsch- 
land zur Zwangsarbeit sowie Informatio- 
nen zur (Nicht-)Entschädigung 
Bestellung: In Piazza c/o M. Noussan, 
Langemarckstr. 90, 79100 Freiburg. 
E-Mail: chr.moeller@gmx.de Kto-Nr. 
361526 (W. Rosa), Volksbank Wald- 
kirch, BLZ 680 924 00, „Italien“ 
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ee waren doch die Polen 
schuld. 

„Die Verbrechen der Nationalsozia- 
listen auf polnischem Boden begannen 
im September 1939 erst, als sich Polen 
an seinen deutschstämmigen Staatsbür- 
gern vergangen hatte“, schreibt Martin 
Sprungala im Deutschen Ostdienst. 
Der Deutsche Ostdienst ist — das ver- 
dient hervorgehoben zu werden — das 
offizielle Organ des Bundes der Ver- 
triebenen, einer staatlich geförderten 
Organisation, deren jüngsten Festakt 
zum „Tag der Heimat“ der Bundesprä- 
sident persönlich mit seiner Anwesen- 
heit beehrt hat. 

Wie kam es zu den „Kriegsverbre- 
chen“ an den „polnischen Staatsbür- 
gern deutscher Nationalität“? „Die po- 
litische Stimmung in Polen vor dem 
Kriegsbeginn war sehr aufgeheizt“, 
kritisiert Sprungala: Denn „Polen ge- 
hörte zu den entschiedensten Gegnern 
des Nazi-Regimes“. Nach dem Ein- 
marsch der Wehrmacht in Praha traf 
Warszawa Verteidigungsmaßnahmen, 
oder besser: „bereitete einen mög- 
lichen Krieg gegen das Dritte Reich 
vor und war auch dazu entschlossen“. 
Schlimm war besonders der Umgang 
mit dem „polnischen Deutschtum“. 

„Bereits am 25.8.1939“, also gute 
160 Stunden vor dem lange befürchte- 
ten Überfall, wurden „die wichtigsten 
Repräsentanten des polnischen 
Deutschtums“ verhaftet. Kein Wunder, 
denn „Zwischenkriegspolen war kein 
Rechtsstaat“, und Sprungala kennt die 
damalige „Hetze“ gegen die „deutsche 
Minderheit“: „man verdächtigte sie, 
die ‚fünfte Kolonne‘ Nazi-Deutsch- 
lands zu sein, wofür die Staatsorgane 
aber keinerlei Beweise finden konn- 
ten.“ Denn sie wurden zuvor von der 
Wehrmacht überrollt. Worauf die 
Wühlarbeit der „fünften Kolonnen“ 
abzielte, das wusste seit dem Münch- 
ner Diktat die ganze Welt. 

Nach dem deutschen Überfall auf 
Polen kam es, auch das deckt Sprunga- 
la schonungslos auf, „‚zu regelrechter 
Pogromstimmung im Land“. Die pol- 
nischen Behörden, die Strategie und 
Taktik der „Sudetendeutschen“ noch 
allzu frisch in Erinnerung hatten, be- 
gannen gar, „Deutsche aus Mittelpo- 
len“ auf „Verschleppungsmärschen“ in 
ein „Konzentrationslager“ zu treiben. 
Bis dann schließlich „die Befreiung“ 
der „Verschleppten“ erfolgte. Im Sep- 
tember 1939, „in Lowitsch, Kutno, vor 
Warschau“, durch die Wehrmacht. 

Wie gesagt, irgendwie waren doch 
die Polen schuld... 

jk (nach DOD 3/2004) 3 
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Kampagne für Freilassung 
Priebkes 


Nationalzeitung 12/2004, 12.3.04 
Für den 6. März war in Rom eine Kund- 
gebung für die Begnadigung des 1998 zu 
lebenslanger Haft verurteilten inzwi- 
schen 90-jährigen ehemaligen SS-Haupt- 
sturmführers Erich Priebke geplant. 
Sprechen sollten der frühere Abgeordne- 
te der Alleanza Nazionale, Dr. Antonio 
Serena und der Rechtsanwalt Priebkes, 
Carlo Taormina. Nach Intervention des 
Bürgermeisters von Rom wurde die 
Kundgebung durch den Präfekten verbo- 
ten. Die NaZe interviewt dazu Serena, 
der wegen Einsatzes für die Freilassung 
Priebkes von Fini inzwischen aus der AN 
ausgeschlossen wurde und jetzt Mitglied 
der „gemischten Fraktion“ im Abgeord- 
netenhaus ist. Er behauptet, es gäbe eine 
„starke und erbarmungslose Lobby“, die 
den alten Mann „in Gefangenschaft ster- 
ben lassen wolle“. 

Gefragt, ob er glaube, dass man die 
Freilassung erreichen könne, antwortet 
Serena pathetisch, „Das wünsche ich 
mir... Bevor ich mich einer Sache anneh- 
me, frage ich mich nie, ob sie siegreich 
sein wird. Ich frage mich nur, ob sie ge- 
recht ist.“ 

Wie gerecht die Sache ist, untermauert 
das Blatt mit einer Todesanzeige, er- 
schienen 1944 im Bozner Tagblatt, für 
32 aus Südtirol stammende Polizeisolda- 
ten, die einem Partisanenattentat zum 
Opfer fielen. Unerwähnt bleibt, dass als 
Vergeltung anschließend in den Adreati- 
nischen Höhlen bei Rom 335 italienische 
Zivilisten hingerichtet wurden, die auf 
Befehl Herbert Kapplers, des Vertreters 
der Gestapo in Rom, willkürlich im jüdi- 
schen Ghetto verhaftet worden waren. 
Priebke, der unter Kappler arbeitete, war 
laut Gerichtsurteil „an der Verhaftung, 
den Verhören und den Folterungen“ die- 
ser Geiseln beteiligt. 


Seit Monaten war in rechten Kreisen 
für diese Kundgebung geworben wor- 
den. Initiiert worden war sie vom Prieb- 
ke-Freundeskreis „Mensch und Freiheit“ 
(Associazione Uomo e Liberta). Präsi- 
dent des Vereins ist Paolo Giachini. Der 
Verteidiger Priebkes gehört ebenso zum 
Verein wie der vorgesehene Redner Se- 
rena. Für die Kundgebung waren auch 
zwei ehemalige Kärtner FPÖ-Politiker 
und Präsdentschaftskandidat Otto Scrin- 
zi angekündigt. 

Die Veranstaltung fand dann laut 
NaZe 13/2004 im Saal statt. Angereist 
war als Redner aus Deutschland Gene- 
ralleutnant a.D., Dr. Franz Uhle-Wettler. 

(Infos zu Priebke siehe: 
http://lexikon.igdr.de) 


Sudetendeutsche klagen in 
Straßburg 


Nationalzeitung 13/2004, 19.3.04 
77 Sudetendeutsche aus der Bundesrepu- 
blik und Österreich wollen laut NaZe we- 
nige Wochen vor dem EU-Beitrtt der 
Tschechischen Republik vor dem Europä- 
ischen Gerichtshof für Menschenrechte in 
Straßburg auf Rückgabe ihres auf Grund- 
lage der Benesch-Dekrete konfiszierten 
Eigentums bzw. auf finanzielle Entschädi- 
gung klagen. Vertreten würden sie von 
dem österreichischen Rechtsanwalt Tho- 
mas Gertner, „der bereits in einschlägigen 
Prozessen Erfahrung gesammelt“ habe. 
Sollten die Kläger Erfolg haben, hofft 
das Blatt auf viele weitere ähnli- 
che Klagen, auch gegenüber 
Polen. Dort habe zwar das 
Abgeordnetenhaus mit 
überwältigender Mehrheit 
erklärt, dass sämtliche 
Fragen „im Zusammen- 
hang mit der Übernahme 
der Vermögen der ehema- 
ligen Umsiedler aus den 
wiedergewonnenen Gebieten 
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endgültig geregelt“ seien. Als EU-Mit- 
glied müsse aber auch Polen die EU-Ge- 
richtsbarkeit akzeptieren. 


Der Terror und was Deutsch- 
land jetzt tun muss... 


NaZe 14/2004, 26. März 2004 
Zu diesem Thema greift Dr. Gerhard 
Frey selbst zur Feder und breitet seine 
Vorschläge aus: „Wenn das deutsche 
Volk vor Racheakten wie den Terroran- 
schlägen von Madrid geschützt werden 
soll, dann gibt es dafür nur einen einiger- 
maßen zuverlässigen Weg, die militäri- 
sche Selbstbeschränkung Berlins auf 
Mitteleuropa und die uneingeschränkte 
Abkehr von neokolonialistischen Aben- 
teuern.“ Des weiteren müssten die US- 
Besatzungstruppen das Land verlassen, 
Ramstein, Grafenwöhr „präsentieren uns 
als Ziel von Gegenschlägen“ und der 
antisemitische Schlenk darf natürlich 
auch nicht fehlen: „Das gilt auch für die 
entstehenden gigantischen jüdischen 
Zentren, etwa in Berlin und München.“ 
Die an den USA und Israel orientierte 
Meinungsindustrie in Deutschland treibe 
„unser Vaterland in einen Dauerkonflikt 
mit der moslemischen Welt“, so Frey. 
Glücklich sei dagegen die Schweiz, de- 
ren Völker seit zwei Jahrhunderten ihr 
Schicksal selbst bestimmten. 

Für solche Positionen wurde Frey auf 
dem Bundesparteitag in München am 20. 
März mit 99,2 % wieder zum Vorsitzen- 
den gewählt, und auch die übrigen Mit- 

glieder des Bundesvorstandes wurden 

„mit überwältigender Mehrheit in 
“ihren Ämtern bestätigt“. Als 
Bundessprecher fungiert 
Bernd Dröse, National-Zei- 
tungs-Redakteur ist Sven 
Eggers, der verschiedene 
Heinrich Gerlach, DVU- 
Abgeordneter im Branden- 
burgischen Landtag, erhielt 
eine Totenehrung. 


„Der Republikaner” 
mutiert zu „Zeit für Protest” 


Die Nummer 1-2/2004 des Blattes er- 
scheint mit diesem neuen Titel, der bis- 
her als Slogan in Wahlen benutzt wurde. 
Untertitel: „Die Zeitung für mündige 
Bürger“. Ob damit noch einmal ein Um- 
schwung im ständigen Abschwung er- 
reicht werden kann, ist eher unwahr- 
scheinlich. Umso unverständlicher, wa- 
rum sich Walter Hirrlinger, Präsident des 
VdK, seit 1990 Vorsitzender dieses Sozi- 
alverbandes, der die Interessen älterer 
Menschen, chronisch Kranker und Men- 
schen mit Behinderungen vertritt, und 
der von 1968-1972 SPD-Arbeits- und 
Sozialminister in Baden-Württemberg, 
zu einem Interview für dieses Blatt her- 
gibt. u.b. 


